
Afrika im Blick 2025
Bestandsaufnahme und Perspektiven einer 

vertieften Kooperation von Akteuren in  
Baden-Württemberg und Afrika

„Jetzt ist die Zeit, mutig zu sein. Jetzt ist die Zeit, Brücken zu bauen, 
wo andere sie einreißen und Mauern errichten wollen.“

(Bundesentwicklungsministerin Reem Alabali Radovan, 07.10.2025)

Dr. Martin Adelmann
Sigurd Rothe



Afrika im Blick 2025

Vorwort

Executive Summary 1

Studie: Afrika im Blick 2025

1. Notwendigkeit einer neuen Afrikapolitik 10

2.  Schwerpunkte der Afrikapolitik Baden-
     Württembergs seit 2019 14

3. Kohärenz, Kompetenz und Konstanz für eine
    strategische Neuausrichtung der baden-
    württembergischen Afrikapolitik 20

4. Schlüsselbereiche und Empfehlungen der 
    zukünftigen Afrikapolitik 23



Afrika im Blick 2025

Vorwort
Die Bedeutung Afrikas für Baden-Württemberg wächst. Aus diesem Grund hat das Arnold-
Bergstraesser-Institut (ABI) Freiburg im Auftrag der Landesregierung von Baden-Württemberg 
2019 die Studie „Afrika im Blick“ erstellt. Darin wird erstmals eine ressortübergreifende 
Bestandsaufnahme der Kooperation baden-württembergischer Akteure mit Akteuren 
auf dem afrikanischen Kontinent vorgenommen sowie Empfehlungen zur Vertiefung 
der Kooperationsbeziehungen gegeben. Die Studie wurde von der Landesregierung 
begrüßt und in öffentlichen Fachveranstaltungen diskutiert. Die Corona-Pandemie und 
nachfolgende Krisen haben dann die politische und gesellschaftliche Aufmerksamkeit 
zunächst in eine andere Richtung gelenkt.

Vor dem Hintergrund zahlreicher geopolitischer und geoökonomischer Veränderungen ist 
die Relevanz der Kooperation mit Afrika seit 2019 jedoch weiter gestiegen. Auf Anre-
gung des Staatsministeriums Baden-Württemberg wurde deshalb die vorliegende Studie 
erstellt, die neue Entwicklungen in der Beziehung Baden-Württembergs zu Afrika reflektiert. 
Die Grundaussagen und Empfehlungen von „Afrika im Blick“ 2019 bleiben weiterhin 
relevant und werden hier nicht erneut dargestellt. Stattdessen liegt der Schwerpunkt auf 
der Begründung und Ausgestaltung einer strategischen Weiterentwicklung der Afrika-
politik, einer Aktualisierung des Sachstands sowie auf einer vertieften Betrachtung der 
vier für das Land besonders relevanten Themenfelder: Wirtschaft; Wissenschaft, Bildung 
und Kultur; Entwicklungspolitik/-zusammenarbeit; sowie Diaspora und Fachkräfte.

Die Studie basiert auf einer strukturierten Abfrage der Landesministerien sowie auf 
Interviews mit Akteuren aus den jeweiligen Themenfeldern. Sie wurde im Herbst 2025 am 
Arnold-Bergstraesser-Institut von Dr. Martin Adelmann und Sigurd Rothe, M.A., unter 
Mitwirkung von Dr. Anika Becher (Africa Center for Transregional Research), erstellt.

Die Studie versteht sich als Bestandsaufnahme und Impuls für die politische Debatte. 
Sie bildet eine baden-württembergische Perspektive auf die Kooperation mit Akteuren 
in Afrika ab, kann aber auch als Ausgangspunkt für einen Dialog mit afrikanischen 
Akteuren und deren Perspektiven auf die Kooperation dienen.
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Executive Summary 

1 / Notwendigkeit einer neuen Afrikapolitik 

Globale Zeitenwende 

Die internationale Ordnung befindet sich in einer tiefgreifenden Umbruchphase. Die liberale, 
regelbasierte Weltordnung, die über Jahrzehnte Grundlage für Frieden, Wohlstand und 
Sicherheit in Europa war, verliert spürbar an Bindekraft. Multilaterale Institutionen stehen 
unter Druck, demokratische Normen und Menschenrechte werden infrage gestellt, offene 
Märkte und verlässliche Lieferketten sind keine Selbstverständlichkeit mehr. Zugleich nimmt 
die Bereitschaft zur militärischen Durchsetzung politischer Interessen zu, während 
diplomatische Konfliktlösungen immer häufiger ins Leere laufen. Vor diesem Hintergrund 
geraten langfristige, kooperative Zukunftsvisionen – wie etwa die Agenda 2030 der Vereinten 
Nationen – zunehmend unter Druck, während kurzfristig orientierte und populistische 
Handlungslogiken Vorrang gewinnen. In der Folge stößt auch Europas Softpower an ihre 
Grenzen, und seine Fähigkeit, internationale Entwicklungen normativ und strategisch 
mitzugestalten, wird eingeschränkt. 

Aus europäischer Perspektive stellt sich daher dringlicher denn je die Frage: Wer kann künftig 
ein verlässlicher Verbündeter bei der Verteidigung einer regelbasierten internationalen 
Ordnung sein, die auf Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten beruht? Wer 
kann als vertrauenswürdiger Handelspartner dazu beitragen, die Versorgung mit Energie und 
Rohstoffen zu sichern und den Zugang zu Märkten zu gewährleisten? Mit wem lassen sich 
gemeinsame Ansätze zur Bearbeitung zentraler Zukunftsfragen entwickeln und umsetzen? 
Die zu findenden Antworten werden maßgeblich darüber entscheiden, ob Europa 
handlungsfähig bleibt, seine gesellschaftliche, wirtschaftliche und sicherheitspolitische 
Stabilität wahrt sowie seine Werte langfristig verteidigen kann. 

Afrika: Schauplatz und Akteur des globalen Wandels 

Vor diesem Hintergrund rückt Afrika ins Zentrum strategischer Überlegungen. Der Kontinent 
steht vor einer tiefgreifenden demografischen Transformation: Im Vergleich zu heute dürfte 
sich seine Bevölkerung bis 2050 nahezu verdoppeln und bis 2100 auf fast vier Milliarden 
Menschen anwachsen. Diese Entwicklung verstärkt bestehende Herausforderungen, eröffnet 
aber zugleich erhebliche politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Potenziale.  

Afrika ist dabei weder ein homogener Krisenraum noch ein einheitliches Aufstiegsnarrativ. 
Bewaffnete Konflikte, autoritäre Tendenzen und humanitäre Notlagen überlagern sich mit 
wirtschaftlicher Dynamik, wachsender regionaler Integration und einer zunehmend 
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selbstbewussten Zivilgesellschaft. Gerade diese Heterogenität prägt die Komplexität 
afrikanischer Entwicklungen und macht den Kontinent zu einem zentralen Schauplatz und 
Akteur globaler Macht-, Ordnungs- und Verteilungsfragen des 21. Jahrhunderts. Zentrale 
Handlungsfelder der internationalen Sicherheit, der Versorgung mit Ressourcen und Energie, 
der ökologischen und sozialen Nachhaltigkeit, der wirtschaftlichen und technologischen 
Zukunftsfähigkeit sowie der Governance zentraler Bereiche wie Gesundheit, Klimaschutz und 
Migration lassen sich heute nicht mehr ohne die aktive Mitwirkung Afrikas gestalten. 

In diesem Kontext verändert sich die Rolle afrikanischer Staaten grundlegend; sie sind 
vielerorts zu umworbenen Partnern geworden, die ihre internationalen Kooperationen nach 
eigenen Interessen gestalten und alte Abhängigkeitsmuster überwinden wollen. Damit einher 
geht der Anspruch des Kontinents aktiver Gestalter des globalen Wandels zu sein. 

 

Strategische Neuaufstellung der Afrikapolitik in Deutschland und Europa 

Für Deutschland und Europa folgt daraus die Notwendigkeit einer grundlegenden 
Neujustierung der Afrikapolitik. Diese Erkenntnis spiegelt sich in zentralen strategischen 
Dokumenten wider: den Afrikapolitischen Leitlinien der Bundesregierung (2025), der BMZ-
Afrika-Strategie (2023), dem Koalitionsvertrag der 21. Legislaturperiode sowie in 
europäischen Initiativen wie der AU-EU-Partnerschaft und dem Global-Gateway-
Investitionspaket. Gemeinsamer Nenner ist das Ziel, dem strategischen Stellenwert Afrikas 
gerecht zu werden und bewusst eine attraktive Alternative zu Kooperations- und 
Investitionsmodellen anderer Akteure zu unterbreiten. Eine partnerschaftliche 
Zusammenarbeit, die auch einen sensiblen Umgang mit der kolonialen Vergangenheit 
beinhaltet, ist dafür eine Voraussetzung.  

Im Kern zielt die angestrebte Neuaufstellung der Afrikapolitik auf drei miteinander verknüpfte 
Interessenlagen: 

1. Geopolitisch-normativ: Gewinnung verlässlicher Partner für eine regelbasierte 
internationale Ordnung und effektiven Multilateralismus. 

2. Ökonomisch-strukturell: Diversifizierung von Lieferketten, Sicherung von Energie- und 
Rohstoffzugängen, Erschließung wachsender Märkte sowie Förderung nachhaltiger 
Investitionen zu beidseitigem Vorteil. 

3. Global-politisch: Gemeinsame Bearbeitung transnationaler Herausforderungen wie 
Klimawandel, Migration, Sicherheit und Entwicklung. 
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Afrika als Chance für die internationale Zusammenarbeit der Bundesländer 

International ausgerichtete Bundesländer wie Baden-Württemberg stehen angesichts 
globaler Umbrüche vor besonderen Herausforderungen. Die Stärkung und strategische 
Neuausrichtung ihrer internationalen Beziehungen ist daher ein zentraler Baustein ihrer 
Zukunftspolitik. Traditionell geprägt durch wirtschaftliche Kooperationen mit Akteuren wie 
den USA und China, müssen die Länder ihre Rolle nun breiter fassen – sowohl in Bezug auf die 
Partner als auch auf die Themenfelder. 

Afrika gewinnt hierbei an zentraler Bedeutung. Subnationale Vorbilder international 
agierender Regionen (etwa Kalifornien, Katalonien, die Lombardei, Québec oder Wales) 
zeigen, dass gezielte strategische Partnerschaften und Kooperationen mit Afrika sowohl 
politisch als auch wirtschaftlich von wachsendem Interesse sind. Auch in Deutschland hat das 
afrikapolitische Engagement der Bundesländer in den vergangenen Jahren stetig 
zugenommen, wobei insbesondere Baden-Württemberg, Bayern, Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz mit systematischen Ansätzen hervortreten. Aber auch weitere Bundesländer 
wie Hessen, Niedersachsen und Sachsen intensivieren ihre Kontakte zu Afrika durch 
Delegationsreisen und den Empfang afrikanischer Partner bei sich vor Ort. 

 

 
2 / Schwerpunkte der Afrikapolitik Baden-Württembergs seit 2019 
 
Seit 2019 verfolgt Baden-Württemberg eine systematische Afrikakooperation, gestützt auf 
die Studie Afrika im Blick (ABI Freiburg, 2019) sowie den Koalitionsvertrag 2021, der die 
Zusammenarbeit mit Afrika als ressortübergreifendes Handlungsfeld verankert. Die Mehrzahl 
der Fachministerien, nachgeordneten Einrichtungen sowie zahlreiche Unternehmen, 
Hochschulen und zivilgesellschaftliche Organisationen sind afrikapolitisch aktiv und decken 
ein breites thematisches Spektrum ab, mit einem insgesamt starken Schwerpunkt auf 
entwicklungspolitischen Vorhaben. Im Landtag besteht – mit Ausnahme der Fraktion der AfD 
– ein breiter Konsens über die Notwendigkeit einer verstärkten Zusammenarbeit mit Afrika. 

Zentraler Bestandteil der bisherigen Afrikapolitik ist die seit 1984 bestehende 
Landespartnerschaft mit Burundi, die institutionell und inhaltlich weiterentwickelt wurde. 
Sechs thematische Cluster – Agroforst, Gesundheit, Governance, Klima, Versöhnung & 
Frieden sowie die Schulinitiative AMAHORO! Burundi – bündeln die Aktivitäten. Die 
Umsetzung wird insbesondere über die Förderlinie bwirkt! Burundi unterstützt. Politische 
Delegationsreisen, Jubiläumsformate sowie die Eröffnung eines Verbindungsbüros der 
Stiftung Entwicklungs-Zusammenarbeit Baden-Württemberg (SEZ) unterstrichen zuletzt die 
strategische Bedeutung der Partnerschaft. 

Die seit 1996 bestehende Landespartnerschaft mit KwaZulu-Natal (Südafrika) fokussiert auf 
Wirtschaft, Industrie 4.0, erneuerbare Energien und berufliche Bildung. Delegationsreisen, 
Marktstudien und die Eröffnung einer Wirtschaftsrepräsentanz trugen zur Vertiefung der 
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Beziehungen bei, auch wenn die 2023 geplante Erneuerung des Partnerschaftsabkommens in 
Bezug auf weitere Themenfelder wie etwa Umwelttechnologie und Gesundheitswirtschaft 
bisher nicht realisiert werden konnte. Darüber hinaus bestehen punktuelle, vor allem 
außenwirtschaftliche Kooperationen unter anderem mit Gambia, Ghana, Kamerun, Kenia, 
Marokko, Namibia, Tansania und Äthiopien (wo ebenfalls eine Wirtschaftsrepräsentanz 
eröffnet wurde). 

Ergänzend zu den Länderpartnerschaften unterstützt Baden-Württemberg 
entwicklungspolitisches Engagement über strukturelle Förderinstrumente. Über die 
Förderlinie bwirkt! Ausland werden jährlich 25–30 zivilgesellschaftliche Projekte gefördert, 
rund zwei Drittel davon in afrikanischen Ländern. Darüber hinaus beteiligt sich die 
Landesregierung an überregionalen, strukturbildenden Vorhaben, darunter das Eine Welt-
Promotor*innen-programm, das ASA-Programm sowie die Messe Fair Handeln als zentrale 
Plattform für globales Lernen und nachhaltige Entwicklung. Im internationalen Klimaschutz 
bestehen zudem konkrete Kooperationsbezüge nach Afrika über die vom Umweltministerium 
geförderte Under2 Coalition (U2C), der auch rund 20 Mitglieder aus afrikanischen Ländern 
angehören. 

Im Wissenschafts- und Kulturbereich setzte das Land strukturbildende Impulse durch den 
Ausbau der Afrikaforschung, gezielte Anschubfinanzierungen für Hochschulkooperationen 
und Forschungsstipendien sowie durch international sichtbare Beiträge zur Aufarbeitung der 
kolonialen Vergangenheit. Insbesondere die Namibia-Initiative, die systematische 
Provenienzforschung und die Rückgabe kolonial geraubter Kulturgüter fanden bundesweit 
und international Anerkennung. Parallel setzte das Land auch Akzente im globalen Lernen und 
in der Bildung für nachhaltige Entwicklung. 

Auch wirtschaftlich wurde Afrika seitens des Wirtschaftsministeriums seit 2018 verstärkt als 
Zukunfts- und Kooperationsraum adressiert. Der Aufbau von Wirtschaftsrepräsentanzen im 
östlichen (Addis Abeba) und südlichen Afrika (Johannesburg und Durban), thematische 
Marktstudien, Fachdelegationsreisen sowie der zweijährig stattfindende Wirtschaftsgipfel 
Afrika unterstützten baden-württembergische Unternehmen bei der Erschließung neuer 
Märkte. 

Dialog- und Netzwerkformate wie das Netzwerk Afrika Forum Baden-Württemberg und die 
Gründung des Panafrikanischen Rates Baden-Württemberg e. V. stärkten die Sichtbarkeit 
sowie die gesellschaftliche und politische Teilhabe der afrodiasporischen Community im Land. 
Die Etablierung eines Interkulturellen Promotor*innenprogramms (IKPP) sowie eines 
Migrantischen Entwicklungspolitischen Netzwerks (MEP) förderten zudem die Stärkung und 
Vernetzung migrantischer Organisationen und die Professionalisierung ihres Engagements. 

Insgesamt wurde die Mehrheit der in Afrika im Blick (2019) empfohlenen Kernmaßnahmen 
umgesetzt oder zumindest teilweise adressiert. Damit konnten erste strukturelle Impulse für 
eine vertiefte Zusammenarbeit gesetzt werden. Auf dieser Grundlage gilt es nun, die 
Kooperation gezielt weiterzuentwickeln, stärker zu bündeln und im Ganzen deutlich 
strategischer auszurichten als bislang. 
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3 / Kohärenz, Kompetenz und Konstanz für eine strategische Neuausrichtung 
der baden-württembergischen Afrikapolitik 
 
Die Afrikakooperation des Landes Baden-Württemberg ist traditionell durch eine Vielzahl 
staatlicher und nichtstaatlicher Akteure mit unterschiedlichen Ansätzen und Themen geprägt. 
Diese haben jeweils eine eigene Entstehungsgeschichte und Berechtigung. Angesichts der sich 
wandelnden globalen Rahmenbedingungen und zunehmender Verwerfungen steigen jedoch 
die strategischen Anforderungen an die Afrikapolitik des Landes, sodass eine 
Weiterentwicklung und ein gezielter Ausbau unerlässlich sind. Gleichzeitig verfügt Baden-
Württemberg als Bundesland nur über begrenzte politische und finanzielle 
Gestaltungsspielräume. 

Vor diesem Hintergrund bedarf es einer Afrikapolitik, die sich konsequent an zentralen 
Leitprinzipien orientiert. Entsprechend sollte die Afrikakooperation künftig stärker fokussiert 
und strategisch ausgestaltet werden. Eine zukunftsgerichtete Afrikapolitik versteht Afrika 
zudem nicht länger primär als Feld der Entwicklungszusammenarbeit, sondern als 
strategischen Partner. Handlungsleitend sollten die spezifischen Kapazitäten und 
Handlungsmöglichkeiten des Landes sowie seine politischen, wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Interessen sein. 

Auf dieser Grundlage empfiehlt sich eine Konzentration auf vier zentrale Schwerpunkte der 
Zusammenarbeit: (i) Wirtschaft, (ii) Wissenschaft, Bildung und Kultur, (iii) 
Entwicklungspolitik/-zusammenarbeit, (iv) Diaspora und Fachkräfte. Davon ausgehend sollten 
drei Grundprinzipien das künftige afrikapolitische Handeln leiten: 
 
Afrikapolitik kohärent gestalten:  

Zur Sicherstellung der Kohärenz sollten bisher oft getrennt durchgeführte Aktivitäten in 
einem strategischen Ansatz koordiniert werden. Dazu gehören ein einheitlicher Auftritt nach 
außen, die Förderung thematischer Netzwerke, strategisch abgestimmte Reisetätigkeiten der 
Ministerien und Landesgesellschaften nach Afrika, die systematische Einbeziehung der 
afrikanischen Diaspora sowie ein jährliches, sektorübergreifendes Afrikaforum Baden-
Württemberg, das zentrale Akteure aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft, 
Entwicklungszusammenarbeit und Zivilgesellschaft zusammenführt und bestehende Formate 
wie den Wirtschaftsgipfel Afrika oder das Afrika Forum Baden-Württemberg bündelt. Die 
fortlaufende hochrangige politische Befassung mit dem Themenfeld Afrikapolitik könnte 
durch eine interministerielle Arbeitsgruppe (IMA) erfolgen.  
 

Afrikakompetenz stärken:  

Die Afrikakompetenz im Land sollte deutlich gestärkt werden, zumal das Afrikabild häufig 
noch einseitig oder veraltet ist. Afrika ist ein heterogener Kontinent und sollte nicht 
ausschließlich aus entwicklungspolitischer Perspektive betrachtet werden. Kooperationen 
sollten partnerschaftlich gestaltet und Ansätze gemeinsam mit afrikanischen Partnern 
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entwickelt werden. Durch den systematischen Ausbau von Partnerschafts- und 
Begegnungsformaten in Schulen, Hochschulen, Unternehmen und Verwaltungen kann 
Wissen vermittelt, Vertrauen aufgebaut und eine neue Beziehungsethik gefördert werden.  
 

Afrikapolitik Konstanz geben:  

Eine zukunftsfähige Afrikapolitik Baden-Württembergs sollte auf langfristige Zusammenarbeit 
und Orientierung setzen. Kurzfristige Einzelmaßnahmen und Projektlogiken sollten 
dauerhaften Strukturen und tragfähigen Partnerschaften weichen, um über einzelne Projekte 
hinaus Wirkung zu entfalten. Politisches Commitment sowie die systematische Verankerung 
afrikanischer Themen in Bildung, Forschung und Wirtschaft sollten gestärkt werden, um einen 
klaren Paradigmenwechsel hin zu partnerschaftlicher und strategischer Zusammenarbeit zu 
ermöglichen. Nur so kann die Afrikapolitik zu einer kohärenten, langfristigen Gesamtstrategie 
werden, die den gemeinsamen Interessen Baden-Württembergs und seiner afrikanischen 
Partner gerecht wird. 
 
 
 

4 / Schlüsselbereiche und -empfehlungen der zukünftigen Afrikapolitik 
 
Wirtschaft  

Afrika entwickelt sich zu einem zentralen globalen Wachstums- und Wettbewerbsraum. Mit 
der African Continental Free Trade Area (AfCFTA) entsteht ein integrierter Binnenmarkt mit 
rund 1,5 Milliarden Menschen. Neben der sukzessiven wirtschaftlichen Integration werden 
vor allem die Megatrends demografisches Wachstum, Urbanisierung und Digitalisierung 
sowie die Förderung und Weiterverarbeitung kritischer Rohstoffe zentrale Treiber der 
wirtschaftlichen Entwicklung Afrikas in den kommenden Jahren sein. Gleichzeitig gewinnt 
Afrika geoökonomisch an Bedeutung – insbesondere vor dem Hintergrund globaler Krisen, 
wachsender Systemkonkurrenz und der Notwendigkeit, Lieferketten zu diversifizieren. Die 
wirtschaftliche Präsenz Baden-Württembergs muss angesichts der Exportorientierung und 
technologischen Leistungsfähigkeit des Landes, auch im Vergleich zu Ländern wie China, 
Indien oder der Türkei, deutlich gesteigert werden. Dies mindert strategische Risiken für 
Wettbewerbsfähigkeit, Rohstoffsicherheit und Marktzugang in zentralen Zukunftsbranchen.  

Die Landespolitik sollte Afrika daher künftig vorrangig als Wirtschaftspartner betrachten. 
Politische und finanzielle Aktivitäten sollten zudem stärker auf wirtschaftlich dynamische und 
aufstrebende Staaten ausgerichtet werden. Erforderlich ist eine landesweite Strategie zur 
Förderung privatwirtschaftlicher Aktivitäten in Afrika, die eine koordinierende und 
vernetzende Rolle des Landes beinhaltet und anerkennt, dass unternehmerisches 
Engagement nicht nur wirtschaftliche, sondern auch entwicklungspolitische und  
-ökonomische Ziele unterstützt – ein Ansatz, der auch von afrikanischer Seite immer wieder 
eingefordert wird. Gemeinsam mit der Wirtschaft sollte ein klares „baden-württembergisches 
Angebot“ entwickelt und kommuniziert werden. Dieses sollte über reinen Export 
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hinausgehen und auf die Entwicklung von Märkten sowie den Aufbau lokaler 
Wertschöpfungsketten abzielen – etwa durch eine Kombination hochwertiger Produkte, 
Ausbildung, Technologietransfer, After-Sales-Services und langfristiger Partnerschaften. 
Wirtschaftsnahe Informations-, Beratungs- und Netzwerkstrukturen sollten systematisch im 
In- und Ausland ausgebaut und professionalisiert werden. Politischer und unternehmerischer 
Austausch kann durch Delegationsreisen, Kooperationsbörsen sowie besser abgestimmte 
Länder- und Bundesformate weiter intensiviert werden. 
 
Wissenschaft, Bildung und Kultur 

Wissenschaft, Bildung und Kultur gehören zu den zentralen Aufgabenfeldern der 
Landespolitik, gleichzeitig beziehen sie ihre Relevanz und Innovationspotential aus dem 
globalen Austausch. Als Kontinent mit der jüngsten Bevölkerung entwickelt sich Afrika 
zunehmend zu einem der dynamischsten Wissenschafts- und Innovationsstandorte weltweit. 
Vor diesem Hintergrund steht Baden-Württemberg im internationalen Wettbewerb um 
Talente, Ideen und Forschungskooperationen. Die Europäische Union hat ihre Forschungs- 
und Austauschprogramme mit Afrika in jüngster Zeit deutlich ausgeweitet, und die 
Afrikapolitischen Leitlinien der Bundesregierung (2025) benennen Bildung, Wissenschaft und 
Innovation ausdrücklich als eine von vier zentralen Säulen der deutsch-afrikanischen 
Zusammenarbeit. Kooperationen in diesen Bereichen tragen dabei nicht nur zur 
gemeinsamen Innovation in neuen Schlüsselindustrien und zur Bewältigung globaler 
Herausforderungen bei, sondern stärken den Wissenschaftsstandort, fördern ein 
zeitgemäßes Afrikabild und bilden die Grundlage für langfristige internationalen Bindungen.  

Vor diesem Hintergrund sollten die Landesregierung und die Hochschulen den Ausbau von 
langfristig angelegten Wissenschaftskooperationen mit afrikanischen Partnern konsequent 
vorantreiben. An der Schnittstelle von Wissenschaft, Bildung und Kultur ist dabei die 
besondere Herausforderung des Umgangs mit der kolonialen Vergangenheit mitzudenken. 
Durch die gemeinsame Aufarbeitung der Geschichte sowie die Restitution von Kulturgütern 
und „menschlichen Überresten“ können Vertrauen und gegenseitiges Verständnis gestärkt 
werden. Im Bildungsbereich und in der Gesellschaft bleibt das veraltete Afrikabild eine 
zentrale Herausforderung – sowohl für zukünftige Kooperationen als auch für die Integration 
von Menschen afrikanischer Herkunft in Baden-Württemberg. Um dem entgegenzuwirken, 
sollten Lehrpläne, Unterrichtsmaterialien sowie die Aus- und Fortbildung von Lehrkräften und 
Verwaltungspersonal den afrikanischen Kontinent stärker berücksichtigen und die Vielfalt 
afrikanischer Geschichte und Gegenwart sichtbar machen. 
 
Entwicklungspolitik/-zusammenarbeit  

Baden-Württemberg ist den Zielen der Vereinten Nationen (VN), insbesondere der Agenda 
2030, verpflichtet. Globale Herausforderungen wie Klimawandel, Pandemien, Migration, 
Armut, Frieden und der Schutz natürlicher Ressourcen sind Menschheitsfragen, die nur in 
Zusammenarbeit aller Akteure – insbesondere auch mit dem afrikanischen Kontinent – 
angegangen werden können. Die weitgehende Einstellung der Entwicklungszusammenarbeit 
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und VN-Kooperationen durch die USA sowie merkliche Kürzungen der Budgets auf 
europäischer Seite stellen die globale Entwicklungspolitik vor massive Herausforderungen. 
Die baden-württembergische Entwicklungszusammenarbeit wird vor allem durch das 
Engagement subsidiärer Akteure wie Kommunen, Vereine, Schulen, migrantische 
Organisationen und Unternehmen geprägt. Dieses entwicklungspolitische Engagement ist 
dabei nicht nur im Hinblick auf projektbezogene Wirkungen in Afrika relevant, sondern stärkt 
zugleich die Zivilgesellschaft, den gesellschaftlichen Zusammenhalt sowie das globale Lernen 
vor Ort in Baden-Württemberg. 

Als Bundesland ist der internationale Handlungsspielraum Baden-Württembergs begrenzt. 
Ansatzpunkte für globales Handeln im Sinne der Agenda 2030 liegen vor allem in den 
Strukturen innerhalb des Landes, etwa im Bereich fairer Handel, nachhaltige Beschaffung 
oder Klimaschutz. Das Land übernimmt ferner vor allem eine Mittlerrolle, indem es die nach 
innen und außen gerichteten Aktivitäten der subsidiären entwicklungspolitischen Akteure 
unterstützt und geeignete Rahmenbedingungen für ihr Engagement schafft. Die dauerhafte 
Bereitstellung unterstützender Strukturen, etwa durch Promotorenprogramme oder die SEZ, 
ist daher eine zentrale Aufgabe. Darüber hinaus kann das Land in Einzelfällen auch Projekte 
und Partnerschaften im Ausland fördern. Besonders geeignet erscheinen hier die bereits 
existierenden, langfristig angelegten Partnerschaften mit Burundi und KwaZulu-Natal. 
 
Diaspora und Fachkräfte 

Menschen afrikanischer Herkunft bilden in Baden-Württemberg eine wachsende, vielfältige 
Gemeinschaft. Rund 100.000 Personen mit afrikanischer Staatsangehörigkeit leben im Land, 
dazu zahlreiche Menschen mit deutscher Staatsangehörigkeit und afrikanischem 
Migrationshintergrund. Viele von ihnen verfügen über fachliche Qualifikationen, praktische 
Erfahrungen und transnationale Netzwerke, die als Brücken zwischen Baden-Württemberg 
und afrikanischen Ländern fungieren können. Dieses Potenzial bleibt jedoch weitgehend 
ungenutzt und wird, wenn überhaupt, vorwiegend im entwicklungspolitischen Kontext 
berücksichtigt. Menschen mit internationaler Erfahrung sind jedoch nicht nur für die 
Entwicklungspolitik wertvoll, sondern ebenso für wirtschaftliche, wissenschaftliche und 
kulturelle Zusammenarbeit. Die Landespolitik sollte daher die Teilhabe afrikanischstämmiger 
Menschen konsequent stärken und die Diaspora als aktive Gestalterin und Brückenbauerin 
einbeziehen. 

Neben der Teilhabe sollte Baden-Württemberg auch die Fachkräftepolitik als zentralen 
Baustein einer vorausschauenden Afrikapolitik berücksichtigen, um die wachsende Nachfrage 
nach qualifizierten Erwerbstätigen zu adressieren. Die 2024 verabschiedete 
Fachkräfteinitiative FachkräfteLÄND kann dabei als bewährter Handlungsrahmen dienen: 
Bildungsmigration sollte gezielt gefördert, die Potenziale der Migrationsgesellschaft besser 
genutzt und internationale Fachkräftepartnerschaften systematisch aufgebaut werden. 
Besonders relevant erscheinen Maßnahmen, die Bildung, berufliche Qualifikation und 
Arbeitsmarktintegration verknüpfen, etwa durch Mentoring-Programme, strukturierte 
Anerkennungsverfahren für Abschlüsse, Praktika und gezielte Kooperationen zwischen 
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afrikanischen Hochschulen und Unternehmen in Baden-Württemberg. Zugleich sollte eine 
kohärente Afrikapolitik Diskriminierungserfahrungen entgegenwirken, gesellschaftliche 
Sensibilisierung fördern und den interkulturellen Austausch stärken, um die Attraktivität 
Baden-Württembergs für Fachkräfte und Studierende aus Afrika nachhaltig zu erhöhen. 
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Studie: Afrika im Blick 2025 
 
1 / Notwendigkeit einer neuen Afrikapolitik 
 
Globale Zeitenwende  

Die Welt befindet sich in einer tiefgreifenden Umbruchsphase. Die liberale, regelbasierte 
internationale Ordnung, die über Jahrzehnte Frieden und Wohlstand in Europa gestützt hat, 
verliert an Bindekraft. Multilaterale Institutionen geraten unter Druck, normative Grundlagen 
wie Demokratie und Menschenrechte werden zunehmend infrage gestellt, und offene Märkte 
sowie verlässliche Handelsbeziehungen sind keine Selbstverständlichkeit mehr. Auch der 
Vorrang diplomatischer Konfliktlösung gegenüber militärischer Gewalt erodiert spürbar. 
Damit zeigt sich zugleich, dass Europas Soft Power an Strahlkraft verliert und seine normative 
Überzeugungskraft nicht mehr in gleichem Maße trägt wie in früheren Jahrzehnten. 

Der Verlust internationaler Ordnung wird durch eine Reihe geopolitischer und 
geoökonomischer Entwicklungen beschleunigt. Russlands Angriff auf die Ukraine, die 
nationalistisch geprägte Außenpolitik der Trump-Administration sowie Chinas zunehmend 
aggressive macht- und wirtschaftspolitische Positionierung untergraben zentrale Prinzipien 
der bisherigen internationalen Zusammenarbeit. Diese Dynamiken wirken in einem Umfeld 
vielfältiger globaler Krisen und wachsender gesellschaftlicher Spannungen, die politische 
Gestaltungsspielräume weltweit zusätzlich einengen. In der Folge geraten langfristige, 
kooperative Zukunftsvisionen – wie sie etwa in der Agenda 2030 der Vereinten Nationen  oder  
der Agenda 2063 der Afrikanischen Union formuliert sind – zunehmend in den Hintergrund 
und werden immer häufiger von kurzfristig orientiertem, populistischem Handeln überlagert. 

In einer solch fragmentierten und konfliktbehafteten Welt stellt sich aus europäischer 
Perspektive daher dringlicher denn je die Frage: Wer kann künftig ein verlässlicher 
Verbündeter bei der Verteidigung einer regelbasierten internationalen Ordnung sein, die auf 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten beruht? Wer kann als 
vertrauenswürdiger Handelspartner dazu beitragen, die Versorgung mit Energie und 
Rohstoffen zu sichern und den Zugang zu Märkten zu gewährleisten- und welche 
Gegenleistungen werden dafür erwartet? Mit wem lassen sich gemeinsame Ansätze zur 
Bearbeitung zentraler Zukunftsfragen entwickeln und umsetzen? Die zu findenden Antworten 
werden maßgeblich darüber entscheiden, ob Europa handlungsfähig bleibt, seine 
gesellschaftliche, wirtschaftliche und sicherheitspolitische Stabilität wahrt sowie seine Werte 
langfristig verteidigen kann. 
 
Afrika: Schauplatz und Akteur des globalen Wandels 

Angesichts dieser Fragen rückt Afrika zunehmend in den politischen Fokus. Neben den 
Chancen und Herausforderungen einer tiefgreifenden demografischen Transition – mit einem 
erwarteten Bevölkerungswachstum von derzeit rund 1,5 Milliarden auf etwa 2,5 Milliarden 
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Menschen bis 2050 und nahezu 4 Milliarden bis 2100 – ist der Kontinent von vielfältigen 
politischen, sozioökonomischen und ökologischen Spannungsfeldern geprägt. Während sich 
in Teilen Afrikas humanitäre Krisen, bewaffnete Konflikte und autoritäre Tendenzen 
beobachten lassen, weisen andere Regionen eine bemerkenswerte wirtschaftliche Dynamik, 
verstärkte Bemühungen um regionale Integration sowie das Erstarken einer 
reformorientierten, selbstbewussten Zivilgesellschaft auf. Diese teils kontrastierenden, 
häufig ineinandergreifenden Entwicklungen unterstreichen die ausgeprägte Heterogenität 
innerafrikanischer Entwicklungen und machen deutlich, dass der Kontinent weder als 
homogenes Krisengebiet noch als einheitliches Aufstiegsnarrativ erfasst werden kann. Klar ist 
jedoch, dass die zukünftige Ausgestaltung globaler Ordnungs-, Sicherheits- und 
Wirtschaftsstrukturen von Afrika stärker denn je beeinflusst wird. 

In geopolitischen und -ökonomischen Auseinandersetzungen um Normen, Ressourcen und 
Märkte steht der afrikanische Kontinent daher zunehmend im Zentrum des Geschehens. So 
stellen die Afrikapolitischen Leitlinien der Bundesregierung von 2025 fest: „Afrika entwickelt 
sich (…) immer mehr zu einem Gravitationszentrum in einer multipolaren Welt.“ Damit 
verändert sich auch die Rolle afrikanischer Staaten grundlegend: Aus Empfängern von 
‚Entwicklungshilfe‘ sind teils umworbene Partner geworden, die ihre internationalen 
Kooperationen zunehmend nach eigenen Interessen gestalten und gewachsene 
Abhängigkeitsmuster überwinden wollen. Diese Entwicklungen eröffnen ihnen zugleich neue 
Möglichkeiten, stärker als bislang eigene Prioritäten und Strategien bei der Bearbeitung 
globaler Herausforderungen – etwa Armutsbekämpfung, Ernährungssicherheit, Klimawandel, 
Friedenssicherung oder Migration – zu setzen und an Lösungen mitzuwirken, die ohne 
afrikanische Beteiligung nicht tragfähig wären. Maßgeblicher Referenzrahmen ist dabei die 
Agenda 2063 der Afrikanischen Union (AU), die eine langfristige Vision für eine 
selbstbestimmte, nachhaltige und integrierte Zukunft Afrikas formuliert und damit den 
Anspruch des Kontinents unterstreicht, nicht nur Schauplatz, sondern aktiver Gestalter der 
globalen Zeitenwende zu sein. 
 
Strategische Neuaufstellung der Afrikapolitik in Deutschland und Europa 

Deutschland und Europa streben vor diesem Hintergrund eine grundlegende Neuausrichtung 
ihrer Beziehungen zu Afrika an. Zentrale Bezugspunkte Berlins sind dabei die Fortschreibung 
und Weiterentwicklung der Afrikapolitischen Leitlinien der Bundesregierung (2025), die 
Afrika-Strategie des BMZ (2023) sowie der Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD für die 21. 
Legislaturperiode. Gemeinsam formulieren sie das Ziel einer zeitgemäßen Afrikapolitik, die 
„dem strategischen Stellenwert Afrikas gerecht wird“ (Koalitionsvertrag, S. 128). Ebenso 
relevant ist der während der deutschen G20-Präsidentschaft 2017 initiierte Compact with 
Africa (CwA), der anlässlich des ersten auf afrikanischem Boden stattfindenden G20-Gipfels 
2025 in Südafrika als CwA 2.0 aktualisiert wurde. CwA 2.0 setzt weiterhin auf die 
Verbesserung makroökonomischer, regulatorischer und finanzieller Rahmenbedingungen 
sowie die Mobilisierung privater Investitionen in reformorientierten afrikanischen Staaten. 
Gleichzeitig adressiert die Initiative neue Herausforderungen wie hohe Schulden, Inflation 
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sowie die Mobilisierung von Finanzmitteln zugunsten der digitalen und grünen 
Transformation und der regionalen Integration Afrikas. 

Auch auf europäischer Ebene spiegelt sich das Bestreben nach einer zukunftsfähigen 
Afrikapolitik wider. Die Europäische Union (EU) ist der größte Handelspartner und Investor in 
Afrika. Seit geraumer Zeit verfolgt sie eine geopolitische Strategie, die Europa als verlässlichen 
Partner Afrikas positionieren und zugleich globale Wettbewerbsdynamiken berücksichtigen 
soll. Mit dem von der EU-Kommission veröffentlichten Papier Towards a Comprehensive 
Strategy with Africa (2020) sowie der AU-EU-Gipfelerklärung Joint Vision for 2030: A Renewed 
Partnership between the African Union and the European Union (2022) wurden zentrale 
Leitlinien für die zukünftige Zusammenarbeit festgelegt. Auf dem 7. AU-EU-Gipfeltreffen in 
Angola Ende November 2025 wurden diese erneut bekräftigt und die „einzigartige und 
strategische Partnerschaft, die sich kontinuierlich in Umfang, Anspruch und politischer 
Bedeutung vertieft hat“, hervorgehoben. Anspruch der Europäer ist es, Afrika als 
gleichberechtigten Partner einzubeziehen, wirtschaftliche Entwicklung zu fördern, 
Infrastrukturlücken zu schließen und eigene Abhängigkeiten zu reduzieren. Ein zentrales 
Instrument hierfür ist das 2022 vorgestellte EU-Afrika-Global-Gateway-Investitionspaket mit 
einem Volumen von 150 Milliarden Euro, das als demokratische und wertebasierte 
Alternative zu insbesondere chinesischen Investitionen im Rahmen der „Neuen Seidenstraße“ 
konzipiert wurde. Darüber hinaus umfasst die Zusammenarbeit zwischen Europa und Afrika 
auch Fragen von Frieden, Sicherheit, Governance, Migration, Mobilität, Energie und 
Klimaschutz sowie das gemeinsame Bekenntnis zu einer Weltordnung, „die auf 
internationalem Recht und effektivem Multilateralismus beruht“, wie die Abschlusserklärung 
des 7. AU-EU-Gipfels es formuliert. 

Insgesamt spiegeln die Leitlinien auf deutscher und europäischer Ebene ein wachsendes 
Bewusstsein wider, die Beziehungen zu Afrika strategischer und partnerschaftlicher gestalten 
zu müssen. Im Kern verfolgt die Neuausrichtung drei miteinander verknüpfte Interessenlagen: 

1. Geopolitisch-normativ: Gewinnung verlässlicher Partner für eine regelbasierte 
internationale Ordnung und effektiven Multilateralismus. 

2. Ökonomisch-strukturell: Diversifizierung von Lieferketten, Sicherung von Energie- und 
Rohstoffzugängen, Erschließung wachsender Märkte sowie Förderung nachhaltiger 
Investitionen zu beiderseitigem Vorteil. 

3. Global-politisch: Gemeinsame Bearbeitung transnationaler Herausforderungen wie 
Klimawandel, Migration, Sicherheit und Entwicklung. 

Die zunehmende wirtschaftliche, demografische und geopolitische Bedeutung des Kontinents 
erfordert eine Abkehr von rein entwicklungspolitischen und oftmals eurozentrischen 
Ansätzen. Stattdessen rücken gemeinsame Interessen, Eigenverantwortung, kooperative 
Gestaltungsspielräume sowie das Bekenntnis zu einer postkolonial sensiblen Beziehungsethik 
in den Vordergrund. Gerade für Europa, das sich von afrikanischer Seite oftmals dem Vorwurf 
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fehlender Aufarbeitung seiner kolonialen Vergangenheit, postkolonialer Kontinuitäten sowie 
mangelnder politischer Glaubwürdigkeit ausgesetzt sieht, ist dies von besonderer Bedeutung. 
 
Afrika als Chance für die internationale Zusammenarbeit der Bundesländer 

International ausgerichtete Bundesländer wie Baden-Württemberg stehen angesichts 
globaler Umbrüche vor besonderen Herausforderungen. Die Stärkung und strategische 
Neuausrichtung ihrer internationalen Beziehungen bilden daher einen zentralen Baustein 
ihrer Zukunftspolitik. Bislang war die internationale Rolle der Länder vor allem geprägt durch 
wirtschaftliche Kooperationen mit wichtigen Partnern wie den USA und China sowie durch 
eine unterstützende Funktion in der Entwicklungszusammenarbeit, insbesondere im Rahmen 
zivilgesellschaftlicher Initiativen. In Zukunft muss diese Rolle sowohl in Bezug auf die 
internationalen Partner als auch auf die zu bearbeitenden Themen breiter gefasst werden. 
Dass Afrika im Aufbau internationaler Partnerschaften künftig eine wichtige Rolle spielt, hat 
nicht nur Baden‑Württemberg erkannt, auch andere subnationale Akteure wie Kalifornien 
(2025), die Lombardei (2025), Katalonien (2024), Québec (2021) oder Wales (2020) haben in 
den vergangenen Jahren Strategien oder Initiativen entwickelt, um ihre Kooperation mit dem 
Kontinent zu stärken. 

In Deutschland hat das afrikapolitische Engagement der Bundesländer in den vergangenen 
Jahren stetig zugenommen. Neben der seit den 1980er-Jahren bestehenden 
Graswurzelpartnerschaft zwischen Rheinland-Pfalz und Ruanda sowie der seit 2007 
bestehenden Kooperation zwischen Nordrhein-Westfalen und Ghana haben sich 
insbesondere die süddeutschen Bundesländer Baden-Württemberg und Bayern als aktive 
Akteure mit systematischen Ansätzen hervorgetan. Bayern verfolgt dabei eine Afrikapolitik, 
die politisch auf höchster Ebene verankert und finanziell gut ausgestattet ist: Seit 2019 hat 
der Freistaat mit dem sogenannten „Afrikapaket“ rund 45 Millionen Euro in 
Kooperationsprojekte in den Bereichen berufliche Bildung, Landwirtschaft, Klimaschutz und 
Wissenschaft investiert. Die Zusammenarbeit konzentriert sich auf fünf Schwerpunktländer: 
Äthiopien, Senegal, Südafrika, Tunesien und – seit dem Koalitionsvertrag 2023 – Kenia. Mit 
seinem sukzessiv ausgebauten, inhaltlich und finanziell breit aufgestellten Engagement sowie 
der Einrichtung einer eigenen politischen Vertretung, dem Bayerischen Afrikabüro in Addis 
Abeba, nimmt Bayern eine führende Rolle unter den deutschen Bundesländern ein. Auch 
weitere Länder haben in jüngerer Zeit ihr Interesse an intensiveren Kontakten zu Afrika 
unterstrichen: Hessen, Sachsen und Niedersachsen entsandten etwa eigene 
Ministerdelegationen auf den Kontinent und empfingen teilweise afrikanische Delegationen 
bei sich vor Ort. 
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2 / Schwerpunkte der Afrikapolitik Baden-Württembergs seit 2019 

 
Afrika in der Landespolitik  

Die Landesregierung von Baden-Württemberg hat 2019 das Gutachten Afrika im Blick begrüßt 
und im Koalitionsvertrag 2021 eine stärkere Kooperation mit Afrika in das 
Regierungsprogramm aufgenommen. Baden-Württemberg war damit unter den 
Bundesländern ein Vorreiter für eine breit angelegte Afrikakooperation.  

Im Landtag wurde die Zusammenarbeit mit Afrika in der aktuellen Legislaturperiode mehrfach 
thematisiert. Eine kleine Anfrage (Drucksache 17/5837) befasst sich 2023 direkt mit der 
Umsetzung von Afrika im Blick. In verschiedenen anderen Anfragen, Anträgen, 
Beschlussempfehlungen und Debattenbeiträgen im Plenum findet die Kooperation mit Afrika 
Erwähnung. Im Zentrum stand dabei die Zusammenarbeit mit Burundi, die mehrfach politisch 
thematisiert wurde (u. a. Drucksache 17/1957, 2022; Drucksache 17/8439, 2025; Drucksache 
17/9304, 2025; Plenarprotokoll 17/108, 2024). Aber auch in Beiträgen zur Entwicklungspolitik 
(Drucksache 17/2042, Drucksache 17/1946, beide 2022), zur Außenwirtschaftsförderung 
(Drucksache 17/8537, 2025), zur Kolonialgeschichte (Plenarprotokoll 16/87, 2019) oder zum 
Klimaschutz (Drucksache 17/2042, 2022) stand Afrika im Zentrum der Diskussion. Mit 
Ausnahme der Fraktion der AfD findet sich insgesamt ein breiter politischer Konsens bzgl. der 
Notwendigkeit einer verstärkten Kooperation mit dem afrikanischen Kontinent.  
 
Landespartnerschaften mit Burundi und KwaZulu-Natal 

Die Stärkung der seit 1984 bestehenden Landespartnerschaft zwischen Baden-Württemberg 
und Burundi war in der aktuellen Legislaturperiode ein wichtiges Ziel der Landesregierung in 
der Kooperation mit dem afrikanischen Kontinent. Insbesondere durch die verschiedenen 
Aktivitäten rund um das 40-jährige Partnerschaftsjubiläum im Jahr 2024 erfuhr die 
Partnerschaft auch öffentliche und politische Aufmerksamkeit. 

Durch das vorübergehende politische Tauwetter nach dem Regierungswechsel 2020 in 
Burundi erschien eine Intensivierung der Kooperation möglich. 2023 reiste eine politische 
Delegation unter Leitung von Staatssekretär Hoogvliet nach Burundi und unterzeichnete eine 
Absichtserklärung zur Bekräftigung des 2014 geschlossenen Partnerschaftsabkommens. Im 
selben Jahr konnte ein Verbindungsbüro der Stiftung Entwicklungs-Zusammenarbeit Baden-
Württemberg (SEZ) in Burundi eröffnet werden. 

Die Vielzahl der Kooperationsprojekte in der sich intensivierenden Partnerschaft wurden 
zunächst in fünf, später in sechs thematischen Clustern gebündelt: Agroforst, Versöhnung und 
Frieden, Governance und Kommunen, Gesundheit, Schulinitiative AMAHORO! Burundi und 
Klima. Diese gruppieren sich jeweils um einen zentralen Akteur bzw. Projekt und erhielten 
Projektförderung durch das Staatsministerium. Die SEZ stellt das organisatorische Rückgrat 
der Partnerschaft dar. Mit dem Tandemprogramm der Académie de l'Amitié der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart in Kooperation mit der Evangelischen Akademie Bad Boll wurde ein 
weiteres Format des Austauschs geschaffen. Durch den Einbezug weiterer Partner (z.B. der 
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Diözesen Rottenburg-Stuttgart und Freiburg, der Morpho-Foundation oder der 
Klimaschutzstiftung Baden-Württemberg) und zivilgesellschaftlicher Initiativen konnten 
erhebliche weitere Mittel für einzelne Projekte realisiert werden. Ein schnell wachsendes 
Deutsch-Zentrum an der Universität Burundi sowie die das Engagement der burundischen 
Diaspora sind weitere Bausteine der Partnerschaft.  

Neben der Partnerschaft mit Burundi besteht eine Landespartnerschaft mit der 
südafrikanischen Provinz KwaZulu-Natal (KZN). Diese ist bisher weniger stark ausgeprägt. 
Durch Delegationsreisen unter Führung von Wirtschaftsministerin Hoffmeister-Kraut nach 
KZN in den Jahren 2019 und 2023 konnten die Beziehungen gestärkt werden; die 
Wirtschaftsrepräsentanz des Landes in Johannesburg (AHK) wird seit 2021 durch einen 
Technologiescout am Standort Durban unterstützt. Eine vom Wirtschaftsministerium Baden-
Württemberg in Auftrag gegebene Marktstudie analysierte 2021 das Potenzial der 
wirtschaftlichen Kooperation mit der südafrikanischen Provinz, insbesondere in den 
Bereichen Industrie 4.0, erneuerbare Energien und Ausbildung, und kam zu dem Ergebnis, 
dass in diesen Sektoren ein hohes Entwicklungspotenzial sowie vielfältige Ansatzpunkte für 
technologische Zusammenarbeit bestehen. Des Weiteren ist das Land durch die sogenannte 
Under2 Coalition im Bereich des internationalen Klimaschutzes mit KZN verbunden. Eine für 
2023 geplante Erneuerung des Partnerschaftsabkommens in Bezug auf weitere Themenfelder 
wie etwa Umwelttechnologie und Gesundheitswirtschaft konnte bislang jedoch nicht 
realisiert werden.  

Die Kooperation von Akteuren in Baden-Württemberg und Afrika erstrecken sich neben den 
Landespartnerschaften Burundi und KZN über den gesamten Kontinent. Südafrika und 
Namibia im südlichen Afrika, Kamerun in Zentralafrika, Ghana und Gambia in Westafrika, 
Marokko in Nordafrika sowie Kenia, Tansania und Äthiopien in Ostafrika stellen 
Aktivitätsschwerpunkte der Kooperation dar.  
 
Afrikakooperation der Landesministerien 

Die Mehrzahl der Landesministerien wies in ihrer internationalen Arbeit seit 2019 nach 
eigenen Angaben Berührungspunkte mit dem afrikanischen Kontinent auf (Ausnahmen: FM, 
JUM, MLW, VM). Überwiegend wurden dabei bereits vor 2019 bestehende Initiativen 
fortgeführt und intensiviert (siehe auch: Afrika im Blick 2019), teilweise wurden aber auch 
neue Kooperationsansätze initiiert. Insgesamt wurde der überwiegende Teil der in Afrika im 
Blick 2019 empfohlenen Kernmaßnahmen umgesetzt oder zumindest teilweise adressiert.  

Die Mehrheit der staatlichen Aktivitäten entfiel auf den Bereich der 
Entwicklungszusammenarbeit und wurde über das Staatsministerium finanziert. Das 
Hauptaugenmerk lag dabei auf dem Ausbau der oben beschriebenen Partnerschaft mit 
Burundi, was sich in einer Verdoppelung der entsprechenden Mittel niederschlug. Im Rahmen 
dieser Zusammenarbeit standen der Aufbau und die Unterstützung der sechs thematischen 
Cluster sowie der Koordinationsstellen bei der SEZ und in Burundi im Vordergrund. Über die 
Förderlinie bwirkt! Burundi wurden beispielsweise 2024 elf Projekte mit einem 
Gesamtvolumen von rund 200.000 Euro gefördert. Ergänzend wurden anlassbezogene Hilfen 
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bereitgestellt, etwa Soforthilfen infolge der Corona-Pandemie (2019/20) sowie nach 
Überschwemmungen in Burundi (2023). Zur Burundipartnerschaft leistete auch das 
Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz (MLR) wichtige 
Beiträge, insbesondere durch die Förderung verschiedener Projekte im kleinbäuerlichen 
Bereich. Gemeinsam mit weiteren Akteuren – federführend der Hochschule Rottenburg – 
wurde ein Agroforstprojekt (Burundi-Kaffee) erfolgreich etabliert. Darüber hinaus wurden 
unter anderem ein agrarsoziales Trainingszentrum mit Schwerpunkt Permakultur, der Aufbau 
eines Maschinenrings, ein Klimaschutzvorhaben sowie ein Projekt zur Herstellung von Briketts 
aus Kaffeerückständen unterstützt. Neben der Hochschule Rottenburg (Agroforst) sind auch 
die Universitäten Konstanz (Psychologie) und Tübingen (Geowissenschaften) sowie Freiburg 
(Caritaswissenschaften) in den Austausch mit Burundi eingebunden. Die Hochschule Kehl 
unterstützt die Universität Burundi beim Aufbau eines Studiengangs im Bereich 
Verwaltungswissenschaften. Über die Programmlinie ASA Hochschule von Engagement 
Global wurden weitere Kooperationsformate von Hochschulen in Baden-Württemberg mit 
burundischen Partnern gefördert. In Freiburg organisierten das Africa Centre for 
Transregional Research (ACT) der Universität Freiburg und das ABI ein wissenschaftliches 
Symposium zu Burundi und Ostafrika aus Anlass des Jubiläumsjahres. Zudem konnten mithilfe 
von Stipendien des Kultusministeriums mehrere Gruppen burundischer Deutschlehrkräfte 
Fortbildungen am Goethe-Institut Freiburg absolvieren.  

Neben Burundi wurden punktuell weitere afrikabezogene Maßnahmen unterstützt, 
beispielsweise das Projekt „Fashion made in Africa“ im Bereich des fairen Handels. Durch die 
Förderlinie bwirkt! Ausland werden jährlich 25-30 zivilgesellschaftlich getragene Projekte 
bezuschusst, zwei Drittel davon in Afrika. Ergänzend engagierte sich die Landesregierung in 
überregional ausgerichteten, strukturellen entwicklungspolitischen Vorhaben, wie der 
Unterstützung des Eine Welt-Promotor*innenprogramms, des ASA-Programms sowie der 
Messe Fair Handeln. Im Bereich des internationalen Klimaschutzes bestehen über die vom 
Umweltministerium Baden-Württemberg geförderte Under2 Coalition, der rund 20 
Mitglieder aus afrikanischen Ländern angehören, konkrete Beziehungen zum Kontinent (AiB 
2019 Maßnahme 10). Das MLR unterstützte zudem gemeinsam mit dem 
Schweinezuchtverband Baden-Württemberg ein Landwirtschaftsprojekt in Kamerun. Darüber 
hinaus führte die Polizei Baden-Württemberg von 2018 bis 2025 mit finanzieller 
Unterstützung des Auswärtigen Amtes ein umfassendes Projekt zur Ausbildung und 
Professionalisierung der Polizei in Gambia durch.  

Im Bereich Wissenschaft und Kultur sind ebenfalls bedeutende neue Initiativen zu 
verzeichnen, die zur Internationalisierung baden-württembergischer Hochschulen mit Blick 
auf Afrika beitragen. Dazu zählen die Unterstützung beim Aufbau eines Afrikazentrums an der 
Universität Freiburg, das im Jahr 2020 gegründete Africa Centre for Transregional Research 
(ACT) (AiB 2019 Maßnahme 1), zwei Ausschreibungen für Anschubfinanzierungen zum Aufbau 
neuer Afrika-Kooperationen der Hochschulen (insgesamt ca. 500.000 Euro, AiB 2019 
Maßnahme 3) sowie Forschungsstipendien für afrikanische Wissenschaftler an baden-
württembergischen Hochschulen (mit einem Fördervolumen von ca. 200.000 EUR). Mithilfe 
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der Anschubfinanzierung konnten insgesamt zehn baden-württembergische Hochschulen 
und Kultureinrichtungen Kooperationsprojekte mit Partnerinstitutionen in Äthiopien, 
Ägypten, der Elfenbeinküste, Kamerun, Namibia, Senegal und Südafrika aufbauen. Das MWK 
fördert darüber hinaus das Arnold-Bergstraesser-Institut Freiburg, das zur 
sozialwissenschaftlichen Afrikaforschung beiträgt, und unterstützt das vom BMFTR 
finanzierte Leuchtturmprojekt des Maria Sybilla Merian Institute for Advanced Studies in 
Africa (MIASA) an der University of Ghana, das auf deutscher Seite vom ACT der Universität 
Freiburg begleitet wird. Strukturbildend wirkt auch ein neu etablierter Master-Studiengang 
der Hochschule Kehl im Bereich Public Management in International Cooperation, der in 
Zusammenarbeit mit Hochschulen in Äthiopien, Senegal und Südafrika angeboten wird und 
zur Internationalisierung der Verwaltungsausbildung beiträgt (AiB 2019 Maßnahme 9). Das 
Staatsministerium sowie das MWK unterstützten zudem die Vernetzung von Hochschulen, 
die ein Interesse an der Kooperation mit Partnern aus dem „Globalen Süden“ haben, über das 
Hochschulnetzwerk für Globale Partnerschaften (GloPart) sowie die SDG Hochschultage, die 
rotierend an verschiedenen Hochschulen des Landes stattfinden.  

Projekte im Rahmen des bundesweiten Förderprogramms ASA-Hochschule sowie BWS 
plus‑Projekte der Baden-Württemberg Stiftung trugen zur Kooperation zwischen baden-
württembergischen und afrikanischen Hochschulen bei. Über ASA-Hochschule Global wurden 
in Baden-Württemberg zwischen 2019 und 2025 21 Projekte mit afrikanischen Partnern 
gefördert (drei weitere mussten pandemiebedingt abgesagt werden). Über BWS plus wurden 
seit 2019 23 Projekte mit afrikanischen Partnern gefördert. Zudem organisierte die Baden-
Württemberg Stiftung 2024 eine Delegationsreise für Hochschulvertreter nach Ostafrika. Die 
Stiftung bot darüber hinaus weiter auch Förderformate auf Landesebene für 
Austauschprogramme an: Im Zeitraum vom 2019 bis 2025 nahmen 707 Incoming-Studierende 
aus verschiedenen Ländern Afrikas am Baden-Württemberg-STIPENDIUM teil (568 in REK-
Linie, 85 im Normalprogramm, 54 im BWS plus-Programm). Zusätzlich wurden über das 
„Baden-Württemberg Stipendium für Berufstätige“ sieben ghanaische Teilnehmende 
gefördert. Insgesamt waren pro Semester zwischen 2019 und 2025 durchschnittlich 2402 
afrikanische Studierende und 475 afrikanische Doktorierende an Hochschulen in Baden-
Württemberg eingeschrieben. Aktuell ist das Programm BWS plus ausgesetzt, auch von Seiten 
des MWK sind derzeit keine neuen Fördermaßnahmen in Planung. 

Mit dem Bereich der Aufarbeitung der Kolonialzeit ist seit 2019 ein bis dahin wenig 
beleuchteter Arbeitsbereich hinzugekommen. Die Restitution kolonial geraubter Kulturgüter 
sowie „menschlicher Überreste“, die in Museen und Universitätssammlungen lagern, bildet 
einen zentralen Bestandteil auswärtiger Kulturdiplomatie. Die Erforschung der Provenienz 
der in Landeseinrichtungen aufbewahrten Kulturgüter und „menschlichen Überreste“ aus 
kolonialen Kontexten ist hierfür zentral. Für Provenienzforschung wurden daher zwischen 
2018 und 2024 ca. 411.000 EUR zur Verfügung gestellt. Besonderes Augenmerk lag hierbei 
auf dem Linden-Museum in Stuttgart, an dem 2018 eine Stelle für Restitutionsforschung 
eingerichtet wurde (seither 2021 im Etat des Museums verstetigt). Provenienzforschung 
wurde zudem im Rahmen von 13 Projekten an verschiedenen Museen (bspw. in Ulm, 
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Mannheim, Stuttgart und Freiburg) und Hochschulen (Tübingen und Freiburg) durch das 
MWK gefördert (AiB 2019 Maßnahme 3). Für den Zeitraum 2025-2029 stehen weitere ca. 
460.000 EUR zur Verfügung, die für die Ko-Finanzierung von Stellen zur Provenienzforschung 
an Hochschulen sowie ein Residenzprogramm und die Ko-Finanzierung eines 
Provenienzforschungsprojekts am Linden-Museum eingesetzt werden. Seit 2019 fortgeführt 
wurde auch die deutschlandweit einzigartige Namibia-Initiative des MWK zur Aufarbeitung 
der kolonialen Vergangenheit im heutigen Namibia, mit der zukunftsweisende 
Partnerschaftsmodelle entwickelt werden sollen (AiB 2019 Maßnahme 2). Im Rahmen der 
Initiative standen für den Zeitraum 2019–2023 insgesamt 2,25 Mio. € für 13 kulturelle, 
künstlerische und wissenschaftliche Projekte zur Verfügung. Mit der Rückgabe kolonial 
geraubter Kulturgüter – darunter der Witbooi-Bibel und -Peitsche nach Namibia (2019) sowie 
der Benin-Bronzen nach Nigeria (2022) – setzte Baden-Württemberg über die Landesgrenzen 
hinaus ein vielbeachtetes Zeichen. In einer zweiten Phase der Namibia-Initiative sind bis 2026 
weitere 1,35 Mio. € für mehrere Projekte im Bereich Hochschulen und Kunst vorgesehen. 
Über Einzelförderungen wurden zudem weitere Projekte mit Fokus auf afrikanische Länder 
sowie Künstler/Künstlerinnen unterstützt.  

Im Bereich der außenwirtschaftlichen Zusammenarbeit hat das Wirtschaftsministerium (WM) 
seine bereits vor der Verankerung der Afrikakooperation als ressortübergreifendes 
Handlungsfeld bestehenden Aktivitäten in den vergangenen Jahren weiter intensiviert. Ziel 
ist es, den Zugang zu afrikanischen Märkten zu verbessern und baden-württembergische 
Unternehmen bei der Erschließung neuer Geschäftsfelder zu unterstützen (AiB 2019 
Maßnahme 6). Hierzu wurden 2019 Wirtschaftsrepräsentanzen für das Südliche Afrika (mit 
Sitz in Johannesburg & Durban) sowie für das Östliche Afrika (mit Sitz in Addis Abeba) 
etabliert, die Unternehmen beim Markteintritt beraten und den Aufbau lokaler Netzwerke 
erleichtern sollen. Aufbauend darauf wurden Marktstudien zu Geschäftspotenzialen in 
KwaZulu-Natal (2021), Äthiopien (2021) und Marokko (2021) in Auftrag gegeben. Auf 
Grundlage dieser Vorarbeiten erfolgten mehrere Delegationsreisen, um Kontakte zu vertiefen 
und Geschäftsmöglichkeiten auszuloten: Ministerin Dr. Hoffmeister-Kraut bereiste Südafrika 
und Äthiopien (2019), Südafrika erneut (2023) sowie Marokko (2024). 2025 wurden von BW_I 
erstmals zwei Fachdelegationsreisen nach Afrika im gleichen Jahr durchgeführt – nach 
Südafrika mit dem Schwerpunkt Wasser- und Abwassermanagement sowie nach Namibia im 
Bereich Wasserstoff. Parallel dazu wurden afrikanische Delegationen in Baden-Württemberg 
empfangen, um den bilateralen Austausch und die Netzwerkbildung zu stärken. Zur weiteren 
Vernetzung und Sensibilisierung der baden-württembergischen Wirtschaft in Bezug auf Afrika 
veranstaltete das WM in Zusammenarbeit mit IHKs, AHKs und dem Afrikaverein der 
deutschen Wirtschaft (AV) seit 2018 alle zwei Jahre den Wirtschaftsgipfel Afrika in Stuttgart, 
zuletzt mit rund 250 Teilnehmenden. Zudem fand 2020 unter Schirmherrschaft des WM ein 
German-African Automotive Forum in Stuttgart statt, das jedoch ohne Wiederauflage blieb. 
Ebenso entwickelten die Industrie- und Handelskammern im Land eigene Initiativen: An der 
IHK Region Stuttgart wurde 2023 ein Arbeitskreis Afrika gegründet, der den 
Erfahrungsaustausch zwischen Wirtschaftsakteuren im Afrikageschäft fördert. Die IHKs Ulm 
und Karlsruhe organisierten in Zusammenarbeit mit der Hochschule Neu-Ulm (HNU) ein 
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jährlich stattfindendes Wirtschaftsforum Afrika für Unternehmen in Illertissen, das 2025 
bereits in seine sechste Auflage ging. Im Rahmen des vom BMZ geförderten Business-Scout-
for-Development-Programms bestanden darüber hinaus bis zum Auslaufen 2024 an den IHKs 
Karlsruhe und Reutlingen eigene Fachstellen, die Unternehmen bei der Erschließung 
afrikanischer Märkte unterstützen sollten. Damit verbunden war auch ein 
Kompetenzzentrum Subsahara-Afrika an der IHK Reutlingen, das nun jedoch vorerst ruht. 
Ebenfalls in Reutlingen ansässig ist der Think Tank Doing Business in Africa der ESB Business 
School.  Er hat sich in der angewandten Forschung auf die betriebswirtschaftliche Analyse 
afrikanischer Märkte spezialisiert und bietet zu diversen geschäftsrelevanten 
Forschungsergebnissen Veranstaltungen wie Webinare, Workshops und Konferenzen an. In 
diesem Zusammenhang fand 2024 auch die Konferenz „Doing Business in Africa – Business 
meets Science“ an der Schnittstelle von Wirtschaft und Wissenschaft in Kooperation mit der 
IHK Reutlingen statt. 
Auch gesamtgesellschaftlich betrachtet hat Baden-Württemberg sich seit 2019 stärker mit 
dem afrikanischen Kontinent auseinandergesetzt. Im Bildungsbereich wurden über die vom 
KM und Staatsministerium unterstützte Schulinitiative AMAHORO! Burundi u.a. neue 
Vernetzungen im Bildungsbereich angeregt, Informationsmaterialien zur Partnerschaft und 
Bildungsmaßnahmen bereitgestellt und didaktische Materialien für Schulen erstellt. 
Hierdurch werden die Bereiche des globalen Lernens und der Bildung für nachhaltige 
Entwicklung (BNE) unterstützt (AiB 2019 Maßnahme 4). Seit dem Start der Schulinitiative 
AMAHORO! Burundi sind mehrere Partnerschaften unterschiedlicher Art zwischen Schulen in 
Baden-Württemberg und Burundi entstanden (AiB 2019 Maßnahme 5). Die 2022 gestartete 
Schulinitiative war zunächst am Entwicklungspädagogischen Informationszentrum EPiZ 
angesiedelt. Im Jahr 2025 konnte das Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung Baden-
Württemberg (ZSL) als zusätzlicher struktureller Partner im schulischen Bereich gewonnen 
werden; hier wird die Schulinitiative AMAHORO! Burundi künftig angesiedelt sein. Der Bereich 
BNE bietet zahlreiche weitere Anknüpfungspunkte, um Themen mit Bezug zu Afrika in den 
Unterricht einzubringen; über die Konzeption „BNE-BW 2030“ (2022) wurden neue Impulse 
gesetzt. Formate der BNE wie der BtE Chat (früher Chat der Welten) bieten zudem 
niedrigschwellige digitale Begegnungsformate. Die Zahl der Schulpartnerschaften hingegen 
ist aufgrund des dezentralen Systems und der großen Anzahl an allgemeinbildenden Schulen 
bislang nicht erfasst.  

Auch im Bereich der Teilhabe und Interessenvertretung der afrodiasporischen Gemeinschaft 
in Baden-Württemberg gab es positive Entwicklungen. Ein zentraler Impuls ging 2022 von der 
Gründung des Netzwerks Afrika Forum Baden-Württemberg aus, das in Kooperation zwischen 
dem Forum der Kulturen Stuttgart e. V. und der SEZ mit Unterstützung des Staatsministeriums 
Baden-Württemberg ins Leben gerufen wurde. Unter dem Leitmotiv „Changing and Rewriting 
the Narrative“ boten insbesondere die größeren Veranstaltungen in Leinfelden-Echterdingen 
(2022) und Ludwigsburg (2024) Räume für Austausch zwischen Akteuren aus Diaspora, Politik 
und Zivilgesellschaft, für die Dekolonisierung von Narrativen sowie für den Aufbau 
nachhaltiger Netzwerke zur Stärkung der gesellschaftlichen Sichtbarkeit und des politischen 
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Einflusses der afrodiasporischen Community. Aufbauend auf diesen Vernetzungsprozessen 
wurde 2023 der Panafrikanische Rat Baden-Württemberg e. V. gegründet, der als 
Dachverband darauf abzielt, die Interessen der afrodiasporischen Gemeinschaft in politischen 
Entscheidungsprozessen zu vertreten und den Austausch zwischen Diaspora und Politik zu 
fördern (AiB 2019 Maßnahme 11). Flankiert wird diese Entwicklung durch etablierte 
strukturelle Förder- und Unterstützungsangebote für entwicklungspolitisch engagierte 
Migranten und ihre Vereine. Dazu zählen neben dem Eine Welt-Promotor*innenprogramm 
Baden-Württemberg mit zwei Fachpromotor*innenstellen für migrantisches Engagement 
(Schwerpunkt: globale Bildung, Nachhaltigkeit und Agenda 2030) auch das vom Ministerium 
für Soziales, Gesundheit und Integration (SM) 2020 initiierte und vom DEAB koordinierte 
Interkulturelle Promotor*innen-Programm (IKPP) mit fünf Stellen bei Trägervereinen in den 
vier Regierungsbezirken und der Region Stuttgart (Schwerpunkt: Stärkung migrantischer 
Organisationen, Abbau von Zugangsbarrieren und Förderung der interkulturellen Öffnung von 
Institutionen). Ebenfalls dem Vernetzungsgedanken folgend wurde 2023 zudem das vom 
Staatsministerium unterstützte Migrantische Entwicklungspolitische Netzwerk Baden-
Württemberg gegründet, das 2024 in Zusammenarbeit mit dem Forum der Kulturen e. V. ein 
Positionspapier mit Handlungsimpulsen zur besonderen Rolle des (post-)migrantischen 
Engagements in der entwicklungspolitischen Förderlandschaft veröffentlichte. Ergänzend 
wurde 2023 mit Unterstützung des Sozialministeriums der Landesverband  
(post-)migrantischer Organisationen Baden-Württemberg (LpMOBW) gegründet, dem auch 
Organisationen mit Afrikabezug angehören und der die Interessenvertretung migrantischer 
Akteure auf Landesebene weiter stärkt und bündelt. 

Neben den staatlich geförderten Maßnahmen existieren in Baden-Württemberg eine Vielzahl 
zivilgesellschaftlicher, kirchlicher und privater Initiativen und Partnerschaften. Auf einer 
online Vernetzungsplattform der SEZ sind beispielsweise 152 Vereine und Initiativen aus 
Baden-Württemberg gelistet, die einen Afrikabezug aufweisen (AiB 2019 Maßnahme 13). 
Auch im Bereich der kommunalen Partnerschaften, die in der Regel selbst wiederum eine 
Vielzahl lokaler Akteure einbeziehen, konnte die Zahl der Partnerschaften von 21 (2019) auf 
24 (2024) gesteigert werden (AiB 2019 Maßnahme 12). 
 
 
3 / Kohärenz, Kompetenz und Konstanz für eine strategische Neuausrichtung 
der baden-württembergischen Afrikapolitik 
 
Die Afrikakooperation des Landes Baden-Württemberg ist traditionell durch eine Vielzahl 
staatlicher und nichtstaatlicher Akteure mit unterschiedlichen Ansätzen und Themen geprägt. 
Diese haben jeweils eine eigene Entstehungsgeschichte und Berechtigung. Angesichts der sich 
wandelnden globalen Rahmenbedingungen und zunehmender Verwerfungen steigen jedoch 
die strategischen Anforderungen an die Afrikapolitik des Landes, sodass eine 
Weiterentwicklung und ein gezielter Ausbau unerlässlich sind. Gleichzeitig verfügt Baden-
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Württemberg als Bundesland nur über begrenzte politische und finanzielle 
Gestaltungsspielräume. 

Vor diesem Hintergrund bedarf es einer Afrikapolitik, die sich konsequent an zentralen 
Leitprinzipien orientiert. Entsprechend sollte die Afrikakooperation künftig stärker fokussiert 
und strategisch ausgestaltet werden. Eine zukunftsgerichtete Afrikapolitik versteht Afrika 
zudem nicht länger primär als Feld der Entwicklungszusammenarbeit, sondern als 
strategischen Partner. Handlungsleitend sollten die spezifischen Kapazitäten und 
Handlungsmöglichkeiten des Landes sowie seine politischen, wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Interessen sein. 

Auf dieser Grundlage empfiehlt sich eine Fokussierung der künftigen afrikapolitischen 
Zusammenarbeit auf vier Schwerpunkte: (i) Wirtschaft, (ii) Wissenschaft, Bildung und Kultur, 
(iii) Entwicklungspolitik/-zusammenarbeit, (iv) Diaspora und Fachkräfte. Davon ausgehend 
sollten drei Grundprinzipien das künftige afrikapolitische Handeln leiten: 
 

Afrikapolitik kohärent gestalten: 

Der afrikanische Kontinent sollte zu einem strategischen Partner der internationalen 
Zusammenarbeit Baden-Württembergs avancieren. Dafür bedarf es eines kohärenten 
Gesamtkonzepts, das zentrale Handlungsfelder und Interessen klar definiert und die 
Aktivitäten relevanter afrikapolitischer Akteure sektoral wie sektorübergreifend wirksam 
zusammenführt. Die befragten Akteure im Land unterstreichen diesen Bedarf und verweisen 
insbesondere auf die Notwendigkeit von mehr Transparenz, stärkerer Vernetzung und 
engerer Abstimmung, um Wirkung und Sichtbarkeit in Afrika und Baden-Württemberg zu 
erhöhen. Handlungsfelder: 

• Fortlaufende hochrangige politische Befassung mit dem Themenfeld der Afrikapolitik, 
durch  eine (bestehende oder neue) interministeriellen Arbeitsgruppe (IMA). 

• Entwicklung sektorübergreifender und interdisziplinärer Formate der Afrikapolitik, u. a. 
durch die Etablierung eines jährlichen, hochrangigen Afrikaforums Baden-Württemberg, 
das zentrale Akteure aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft, Entwicklungszusammenarbeit 
und Zivilgesellschaft zusammenführt, bestehende Formate (wie beispielsweise das 
Wirtschaftsforum Afrika oder das Afrika Forum Baden-Württemberg) bündelt und Raum 
für gemeinsame strategische Ausrichtung, Vernetzung sowie sektorale Vertiefung bietet. 

• Förderung thematischer Netzwerktreffen in ausgewählten afrikapolitischen Bereichen, 
um Vernetzung zu stärken sowie Best Practices und Erfahrungsberichte auszutauschen. 

• Strategische Sichtbarmachung und einheitliche Außendarstellung afrikapolitischer 
Aktivitäten unter einem klaren Label. 

• Strategisch abgestimmte und transparente Reisetätigkeit der Ministerien und 
Landesgesellschaften nach Afrika. 

• Systematische Einbeziehung interessierter Menschen afrikanischer Herkunft und 
afrodiasporischer Interessengemeinschaften in relevante Formate. 
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Afrikakompetenz stärken und partnerschaftliche Zusammenarbeit fördern: 

Ein zeitgemäßer Umgang mit afrikanischen Gesellschaften scheitert oft noch immer an einem 
überholten Afrikabild. Daraus ergeben sich konkrete Folgen: Kooperationen kommen nicht 
zustande, Märkte bleiben unerschlossen und Potenziale für Partnerschaften bleiben 
ungenutzt – ein deutliches Zeichen dafür, dass die Möglichkeiten des Kontinents weiterhin 
unterschätzt werden. Afrika muss jedoch ebenso differenziert betrachtet werden wie andere 
Teile der Welt, in denen Subregionen selbstverständlich unterschieden, heterogene 
Entwicklungen analysiert und Formen der Zusammenarbeit jenseits einer primär 
entwicklungspolitischen Perspektive gestaltet werden. Entscheidend ist daher nicht die Frage, 
wie Afrika „geholfen“ werden kann, sondern wie gemeinsam mit afrikanischen Partnern 
Kooperationen aufgebaut, Perspektiven entwickelt und langfristig tragfähige Partnerschaften 
gestaltet werden können. 

Handlungsfelder: 

• Austausch- und Begegnungsformate auf allen Ebenen gezielt fördern, um Wissen zu 
vermitteln, Vertrauen zu stärken und partnerschaftliches Miteinander zu fördern (z. B. 
durch Unternehmenspartnerschaften, Forschungsnetzwerke, Mentoring-Programme, …). 

• Afrikakompetenz in Bildung und Forschung systematisch verankern, z. B. durch Lehrpläne, 
Lehrerfortbildungen, Bildungspartnerschaften und akademische Kooperationen, um 
langfristig Kenntnisse, differenzierte Perspektiven und interkulturelles Verständnis zu 
stärken. 

• Kontinuierliche Sensibilisierung relevanter Akteure in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft 
für die Vielfalt Afrikas und die Chancen partnerschaftlicher Zusammenarbeit. 

 
Afrikapolitik auf langfristige Zusammenarbeit ausrichten: 

Eine zukunftsfähige Afrikapolitik Baden-Württembergs erfordert einen bewussten 
Paradigmenwechsel – weg von kurzfristigen Einzelmaßnahmen, hin zu langfristigen Initiativen 
und verlässlichen strukturellen Rahmenbedingungen, die nachhaltige Wirkung und tragfähige 
Partnerschaften ermöglichen. Afrikapolitik sollte daher nicht bloß als Summe aktueller 
Einzelprojekte und -maßnahmen verstanden, sondern aktiv als kohärente Politik gestaltet 
werden, die politische, wirtschaftliche, wissenschaftliche und zivilgesellschaftliche 
Kooperation systematisch bündelt, institutionell verankert und die gemeinsamen Interessen 
Baden-Württembergs und seiner afrikanischen Partner langfristig berücksichtigt. 

Handlungsfelder: 

• Politisches Commitment stärken und afrikarelevante Themen entsprechend ihrer 
langfristigen Bedeutung für die internationale Zusammenarbeit Baden-Württembergs 
dauerhaft in bestehenden institutionellen Strukturen des Landes verankern. 

• Langfristig angelegte Kooperations-, Informations- und Netzwerkstrukturen gegenüber 
kurzfristigen Projektlogiken mit begrenzten Förderzeiträumen systematisch priorisieren. 
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4 / Schlüsselbereiche und -empfehlungen der zukünftigen Afrikapolitik 
 
Wirtschaft 

Afrika ist heute die am zweitschnellsten wachsende Wirtschaftsregion der Welt. Mit der 
schrittweisen Umsetzung der 2019 von 54 afrikanischen Staaten initiierten African 
Continental Free Trade Area (AfCFTA) wurden die Grundlagen für einen einheitlichen 
innerafrikanischen Markt geschaffen, der gegenwärtig rund 1,5 Milliarden Menschen 
umfasst. Ziel der AfCFTA ist der Abbau von Investitions- und Handelshemmnissen, die bislang 
durch fragmentierte Märkte und heterogene nationale Rahmenbedingungen entstanden 
sind. Neben der wirtschaftlichen Integration werden Megatrends wie demografisches 
Wachstum, Urbanisierung, Digitalisierung sowie die Förderung und Weiterverarbeitung 
kritischer Rohstoffe zu den zentralen Treibern der ökonomischen Entwicklung Afrikas in den 
kommenden Jahren zählen. 

Mit der wachsenden wirtschaftlichen Dynamik steigt auch Afrikas geoökonomische 
Bedeutung. Vor dem Hintergrund globaler Krisen, sich verschiebender Machtverhältnisse und 
zunehmender Konkurrenz durch China, die USA und andere Akteure gewinnt der Kontinent 
für europäische Unternehmen strategisch an Gewicht. Für baden-württembergische Firmen 
stellt sich die Frage, wie Afrika dazu beitragen kann, einseitige Abhängigkeiten abzubauen, 
Lieferketten zu diversifizieren und den Zugang zu Rohstoffen, Energieträgern und Märkten zu 
sichern. Besonders in Zukunftssektoren – von erneuerbaren Energien und Elektromobilität bis 
hin zu KI und Biotechnologie – werden frühzeitige Partnerschaften und gezielte Investitionen 
immer relevanter. Während Afrika in Deutschland häufig noch als „Markt der Zukunft“ gilt, ist 
der Kontinent für chinesische, indische, arabische und türkische Unternehmen längst ein 
erfolgreicher Markt der Gegenwart. Diese Akteure gehen pragmatischer mit realen 
Herausforderungen wie fragmentierten Märkten, politischen Unsicherheiten, 
Devisenknappheit und Infrastrukturdefiziten um und teilen nicht die in Europa jahrzehntelang 
verfestigte Krisen- und Armutswahrnehmung des Kontinents. Entsprechend niedrig ist der 
deutsche und baden-württembergische Handelsanteil: 2024 lag der deutsch-afrikanische 
Anteil am Welthandel bei lediglich zwei Prozent, die Exporte Baden-Württembergs nach 
Afrika bei 1,3 Prozent (2018: 1,4), die Importe bei 2,4 Prozent (2018: 3,0). 

Rund 2.000 baden-württembergische Unternehmen sind bereits in Afrika aktiv, vor allem im 
Norden und Süden, zunehmend auch in West- und Ostafrika. Wachstumspotenziale ergeben 
sich aus einer expandierenden Mittelschicht, der Entwicklung lokaler Produktions- und 
Fertigungskapazitäten sowie Chancen in Rohstoff-, Energie- und Agrarwirtschaft. Das baden-
württembergische Wirtschaftsministerium plant, die außenwirtschaftlichen Beziehungen zu 
afrikanischen Staaten weiter auszubauen und zu verstetigen. Für 2026 sind eine 
Delegationsreise nach Kenia und Tansania (Schwerpunkt digitale Wirtschaft und IKT), eine 
Kooperationsvereinbarung mit der marokkanischen Region Casablanca-Settat sowie die 
Erneuerung des Partnerschaftsabkommens mit KwaZulu-Natal vorgesehen. 
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Um Handels- und Investitionsvolumen perspektivisch zu steigern, bedarf es einer klaren 
strategischen Ausrichtung mit unterstützenden Fördermaßnahmen sowie einer politischen 
Kommunikation, die Afrika vorrangig als Wachstumsmarkt und nicht als Entwicklungsprojekt 
adressiert. In diesem Sinne haben die in der Subsahara-Afrika-Initiative der Deutschen 
Wirtschaft (SAFRI) zusammengeschlossenen Verbände im Oktober 2025 für ein 
grundlegendes strategisches Umdenken in Politik und Wirtschaft plädiert. Ziel der 
sogenannten „Afrikawende“ soll sein, verlässliche Rahmenbedingungen und 
Finanzierungsinstrumente zu schaffen, lokale Wertschöpfung zu stärken, 
Rohstoffpartnerschaften auszubauen sowie Innovation und Digitalisierung gezielt zu fördern. 

Dass engere Wirtschaftsbeziehungen dabei nicht im Widerspruch zu den bislang die 
Afrikapolitik dominierenden entwicklungspolitischen Zielen stehen müssen, zeigt der im 
Oktober 2025 vom BMZ vorgestellte Aktionsplan für Wirtschaft und Entwicklung. Er sieht vor, 
deutsche Unternehmen künftig deutlich stärker in entwicklungspolitische Maßnahmen 
einzubinden, Hemmschwellen zwischen den Sektoren abzubauen und durch 
unternehmerisches Engagement soziale, ökologische und qualifikationsfördernde Effekte zu 
erzielen. Auch zahlreiche Akteure in Baden-Württemberg unterstützen diesen Ansatz, nicht 
zuletzt, weil in Bereichen wie der ökologischen Transformation oder der Aus- und 
Weiterbildung hervorragende Ansatzpunkte für eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen 
wirtschafts- und entwicklungspolitischen Akteuren bestehen. 

Auf Basis der beschriebenen Entwicklungen und der Befragung relevanter Akteure im Land 
lassen sich folgende Empfehlungen ableiten: 
 
Empfehlung 1: Mehr wirtschaftliche Zusammenarbeit wagen 

Afrika sollte künftig primär als Wirtschaftspartner betrachtet und politische Aktivitäten sowie 
Mittel gezielter auf wirtschaftlich dynamische Staaten ausgerichtet werden. Bestehende 
Partnerschaften, etwa mit Burundi, könnten ebenfalls stärker wirtschaftlich gedacht werden 
– etwa durch Landwirtschaftsprojekte, Rohstoffpartnerschaften oder genossenschaftliche 
Initiativen. Unternehmerisches Handeln spielt eine zentrale „Enabler-Rolle“ auch für 
entwicklungspolitische Ziele, und entspricht dem Wunsch vieler afrikanischer Partner, die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit in den Mittelpunkt der Zusammenarbeit zu stellen. Die 
Landesregierung sollte daher eine Strategie entwickeln, die privatwirtschaftliche Aktivitäten 
unterstützt und gleichzeitig eine stärkere koordinierende und vernetzende Rolle des Landes 
in Erwägung zieht. 
 
Empfehlung 2: Herausarbeitung eines „baden-württembergischen Angebots“ 

Baden-Württemberg wird in Afrika bislang kaum als Akteur wahrgenommen, könnte jedoch 
im internationalen Wettbewerb ein Angebot entwickeln, das bei afrikanischen Partnern auf 
Interesse stößt. Der Fokus sollte dabei weniger auf reinem Export, sondern auf mittel- bis 
langfristiger Marktentwicklung in Kooperation mit lokalen Partnern und unter Einsatz 
maßgeschneiderter Lösungen liegen. Unternehmen aus Baden-Württemberg verfügen über 
eine einzigartige Kombination aus technischer Expertise, hochwertigen Produkten, 
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Ausbildungsangeboten, After-Sales-Services und Technologietransfer – entscheidende 
Ansatzpunkte für den Aufbau nachhaltiger lokaler Wertschöpfungsketten. Dieses „baden-
württembergische Angebot“ könnte strategisch herausgearbeitet und gemeinsam von 
Landesregierung und Wirtschaft vermarktet werden. Besonders relevant ist dies in 
Schlüsselbranchen wie Digitalisierung und Künstlicher Intelligenz, Maschinen- und 
Anlagenbau, nachhaltiger Mobilität sowie erneuerbaren Energien und Umwelttechnologien, 
in denen die international anerkannten Kompetenzen des Landes auf zentrale 
Zukunftsbedarfe afrikanischer Partner treffen. 
 
Empfehlung 3: Ausbau und Professionalisierung der afrikabezogenen Wirtschaftsförderung 

Angesichts der Heterogenität und des hohen Wachstumspotenzials afrikanischer Märkte 
sollte Baden-Württemberg seine Informations- und Beratungsangebote zu Afrika über BW_i, 
Repräsentanzen oder alternative Formate im In- und Ausland systematisch stärken. 
Perspektivisch könnten alle fünf AU-Subregionen berücksichtigt werden, um Unternehmen – 
insbesondere dem Mittelstand – differenzierte, lokal verankerte Unterstützung zu bieten. 
Gleichzeitig sollte die Vernetzung mit afrikanischen Wirtschaftskammern, Verbänden, 
Universitäten und Forschungseinrichtungen sowie die Einbindung entwicklungspolitischer 
Akteure und der afrikanischen Diaspora intensiviert werden. 
 
Empfehlung 4: Förderung politischen und unternehmerischen Austauschs 

Ein zentraler Hebel zur Steigerung von Handel und Investitionen ist der direkte Austausch 
zwischen Unternehmern und Entscheidungsträgern. Bestehende Formate wie 
Unternehmerreisen, Kontakt- und Kooperationsbörsen oder Messebeteiligungen sollten 
daher weiter ausgebaut und besser mit Bund und anderen Ländern abgestimmt werden, um 
effektivere Veranstaltungen, eine Teilung der Kosten und eine stärkere politische Sichtbarkeit 
zu erreichen. Incoming-Delegationen aus Projekten der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit bieten zudem die Möglichkeit, afrikanischen Partnern ein 
strukturiertes unternehmerisches Besuchsprogramm in Baden-Württemberg anzubieten, 
sofern der Kontakt zu den jeweiligen Organisationen frühzeitig hergestellt wird. 
 
 
Wissenschaft, Bildung und Kultur 

Wissenschaft und Bildung sind Ländersache, ebenso Kunst und Kultur. Sie bieten zentrale 
Anknüpfungspunkte für einen vertieften Austausch mit afrikanischen Partnern. Wissenschaft 
lebt grundsätzlich von internationaler Kooperation: Eine Wissenschaft, die den Austausch mit 
dem Globalen Süden vernachlässigt, verliert an Legitimität, da viele der drängendsten 
globalen Herausforderungen unserer Zeit –  Klimakrise, Pandemien, Fluchtursachen oder 
Ressourcenkonflikte – sich nicht geographisch isolieren lassen und nur durch globale 
wissensbasierte Lösungsansätze bewältigt werden können.  

Partnerschaften zwischen baden-württembergischen und afrikanischen Hochschulen 
eröffnen dabei nicht nur wissenschaftliche Synergien, sondern auch den Zugang zu einem der 
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am schnellsten wachsenden Wirtschafts- und Technologieräume der Welt. Sie fördern 
gemeinsame Innovationen in Schlüsselindustrien, stärken den Wissens- und 
Technologietransfer und unterstützen den gezielten Aufbau leistungsfähiger Strukturen in 
Afrika.  

Die afrikanische Hochschul- und Wissenschaftslandschaft ist in den letzten Jahren stark in 
Bewegung geraten, getrieben von selbstbewussten und international vernetzten Akteuren. 
Die Afrikanische Union (AU) hat mit der Agenda 2063: „The Africa We Want“ eine strategische 
Ausrichtung beschlossen, die nicht zuletzt Investition in Forschung und Entwicklung befördern 
will. Untermauert wird sie durch sektorspezifische Strategien wie die Continental Education 
Strategy for Africa (CESA) 2026–2035 und die Science, Technology and Innovation Strategy for 
Africa (STISA) 2034, welche die Schwerpunkte auf Landwirtschaft, Gesundheit, Informations- 
und Kommunikationstechnologie, Energie und Umwelt setzen. In der letzten Dekade sind 
zudem neue hochschulpolitische Akteure und Initiativen entstanden, wie bspw. die African 
Research Universities Alliance (ARUA, gegründet 2015) oder die von der EU geförderte African 
Research Initiative for Scientific Excellence (ARISE). Diese Strategien und Initiativen bieten 
zahlreiche vielversprechende Anknüpfungspunkte für international orientierte 
Hochschulakteure.  

Ein ähnliches Bild zeigt sich auch im Bereich der akademischen Mobilität – über 
Stipendienprogramme, Studien- und Forschungsaufenthalte und Hochschulkooperationen 
werden die „Köpfe von morgen“ umworben, Werte und Wissen vermittelt, gesellschaftlicher 
und kultureller Austausch sowie ein tiefgreifendes Verständnis für den Partner gefördert. Die 
Angebote und Möglichkeiten für afrikanische Studierende und Forschende haben sich in den 
letzten Jahren deutlich erweitert. Der Nahe Osten und asiatische Länder werben aktiv um 
diese Zielgruppe, insbesondere China. Damit entsteht eine neue Generation einer 
hochgebildeten afrikanischen Elite, die wesentliche Teile ihrer Ausbildung im 
außereuropäischen Kontext absolviert hat, mit absehbaren Auswirkungen auf die künftige 
Zusammenarbeit im politischen und ökonomischen Bereich. 

Die EU hat auf diese Entwicklungen reagiert, etwa durch strategische Initiativen wie die AU-
EU Innovation Agenda (2023) und die darauf aufbauenden Africa-Europe Clusters of Research 
Excellence (CoRE). Gleichzeitig haben sich die EU-Förderaktivitäten im Bereich Forschung und 
Wissenschaft in den vergangenen Jahren intensiviert, beispielsweise durch die Africa Initiative 
III (€500 Millionen) als Teil des Forschungsrahmenprogramms Horizont Europa. In der 
Erasmus+ Programmperiode 2021–2027 wurden die Fördermittel für Subsahara-Afrika 
massiv erhöht; in der aktuellen Phase bis 2027 stehen rund ein Viertel der internationalen 
Mittel für diese Region zur Verfügung. Auch in den Afrikapolitischen Leitlinien der 
Bundesregierung (2025) stellt die Stärkung von Bildung, Wissenschaft und Innovation einer 
der vier Schwerpunkte der deutsch-afrikanischen Zusammenarbeit dar. 

Mehrere Hochschulakteure und Bundesländer greifen diese neuen Entwicklungen auf und 
setzen Impulse für eine stärkere Kooperation mit afrikanischen Partnern über Förderformate 
oder Informationsangebote. Die Berlin University Alliance bspw. richtete 2020 das Berlin 
Center for Global Engagement zur Stärkung der Forschungskooperation mit dem Globalen 
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Süden ein. Die bayerische Staatsregierung fördert als Teil ihrer Afrikastrategie seit 2020 die 
Wissenschaftliche Koordinierungsstelle (WKS) Bayern-Afrika, mit dem Ziel, Netzwerke und 
Kooperationen in Wissenschaft, Forschung und Innovation zwischen Akteuren in Bayern und 
afrikanischen Ländern auszubauen. Auch die Hochschulrektorenkonferenz hat ihre 
Aktivitäten hinsichtlich der Kooperation mit afrikanischen Partnern in den letzten Jahren 
intensiviert. Auch an baden-württembergischen Hochschulen wächst langsam das 
Bewusstsein dafür, dass in der Forschungskooperation mit Afrika bislang ungenutzte Chancen 
liegen.  

Zunehmend gibt es in diesem Zusammenhang auch Anstrengungen die Kooperationen – trotz 
unterschiedlicher Rahmenbedingungen und Ressourcen – gleichberechtigt und zum 
gegenseitigen Nutzen zu gestalten. Dies drückt sich bspw. im Konzept der equitable 
partnerships im Rahmen von CoRE aus, ebenso wie in der Africa Charter for Transformative 
Research Collaboration, die sehr weitreichende Forderungen an die Qualität von 
Kooperationen stellt und 2025 bereits von der Universität Freiburg unterschrieben worden 
ist.  

Von besonderer Bedeutung ist im Bereich der Wissenschaft und Kunst die Frage der 
Aufarbeitung der Kolonialvergangenheit, die einerseits eng mit einem unethischen 
Wissenschaftsverständnis („Rasseforschung“; extraktive Wissenschaft) verknüpft war, 
andererseits politikrelevante Forschungen zutage treten lässt, nicht zuletzt durch 
Provenienzforschung zu Kulturgütern und „menschlichen Überresten“ sowie Fragen der 
Restitution. In diesem politischen Handlungsfeld ist Baden-Württemberg national und 
international ein Vorreiter, sowohl an einzelnen Hochschulen (Tübingen, Freiburg), in 
Landesmuseen (u.a. Linden-Museum) und durch die Ausarbeitung von Leitlinien. In diesem 
Themenfeld sind auch künstlerische Beschäftigung und der Dialog mit diasporischen Gruppen 
und afrodeutschen Bürgerinnen und Bürgern sowie eine Thematisierung im Schulunterricht 
sehr naheliegend.  

Verknüpfungslinien gibt es hier auch zur Bildungspolitik: Obgleich die aktuellen Bildungspläne 
durchaus Anknüpfungspunkte zu den Themen Afrika und Kolonialismus aufweisen, hängt es 
in der Praxis bislang vom Engagement einzelner Lehrkräfte ab, ob afrikabezogene Themen im 
Unterricht aufgegriffen werden. Die Ansiedlung der Schulinitiative AMAHORO! Burundi am 
ZSL ist eine Chance, nicht nur für die Vermittlung von Wissen zu Burundi, sondern zu einer 
Vielfalt von Themen mit Afrikabezug zu fördern. Über vom ZSL vermittelte Lehrmaterialien, 
Handreichungen und Fortbildungen soll es Lehrenden noch leichter gemacht werden, Inhalte 
der Bildungspläne am Beispiel Afrikas aufzubereiten und aktuelle Themen mit Afrikabezug 
aufzugreifen. Eine partnerschaftliche Kooperation mit zivilgesellschaftlichen Akteuren und 
die Einbindung von Akteuren, die einen biographischen Bezug zu den vermittelten Themen 
haben, kann helfen eurozentristische Denkmuster zu überwinden und ein zeitgemäßes, 
vielschichtiges Bild des Nachbarkontinents zu vermitteln. Der Erfahrungsaustausch und die 
bessere Vernetzung von Akteuren in diesem Kontext sind essentiell.  



28 | Afrika im Blick 2025 
 

Vor dem Hintergrund der beschriebenen Entwicklungen und auf Basis der Befragung 
relevanter Landesakteure lassen sich folgende Empfehlungen für das Themenfeld 
Wissenschaft, Kultur und Bildung formulieren: 

Empfehlung 1: Ausbau und Vertiefung von Wissenschaftskooperation und 
Hochschulzusammenarbeit auf Augenhöhe 

Die Wissenschaftskooperation zwischen Baden-Württemberg und Afrika benötigt größere 
Mobilität, engeren Austausch, vertrauensvolle Zusammenarbeit und daher langfristige 
Partnerschaften, die auf gemeinsames Agenda Setting in großen Fragen setzen (z.B. 
Verwendung von KI, Repositorien, open access publishing, Ethikstandards der Forschung 
etc.). Die ist auch der Ansatzpunkt der „Africa Charter“, die den Hochschulen des Landes zur 
Unterzeichnung anempfohlen wird. 

Die Hochschulen des Landes genießen Autonomie auch bei ihrer Internationalisierungspolitik 
und diese hat einige vorbildliche Initiativen hervorgebracht. Allerdings ist ein politisches 
Commitment der Landesregierung für eine stärkere Wissenschaftskooperation mit Afrika 
dringend geboten. Die Landespolitik hat die Aufgabe, die Hochschulen und 
Kultureinrichtungen des Landes beim Aufbau und der Pflege von internationalen 
Partnerschaften im Rahmen ihrer jeweiligen Internationalisierungsstrategen zu unterstützen. 
Vielversprechende Maßnahmen umfassen die Bereitstellung von Services wie Informationen, 
Trainingsangebote für Research Services an Universitäten in Baden-Württemberg zu 
relevanten Förderformaten, spezielle Anreize (z.B. seed funding und gezielte 
Ausschreibungen in vielversprechenden Themenfeldern) und den Einsatz für bessere 
strukturelle Rahmenbedingungen für Kooperationen mit afrikanischen Partnern. Eine 
wissenschaftliche Koordinierungsstelle könnte in Analogie zu Bayern auch für Baden-
Württemberg sinnvoll sein. Das 2020 etablierte ACT könnte hier koordinierende Funktionen 
erfüllen.  

Empfehlung 2: Fortführung und Intensivierung der Auseinandersetzung mit der 
Kolonialvergangenheit und Restitutionen von Kulturgütern und „menschlichen Überresten“ 
aus dem kolonialen Kontext 

Die Aufarbeitung der kolonialen Vergangenheit gilt es weiter zu beschleunigen, zumal sie 
besonders deutlich die Chance auf eine „neue Beziehungsethik“ zwischen den Kontinenten 
enthält. Aufgrund seiner bisherigen Aktivitäten hat Baden-Württemberg einen 
Glaubwürdigkeitsvorschuss, den das Land erhalten sollte. Geschaffene Strukturen in der 
Provenienzforschung sollten weitergeführt werden; hier bieten Projekte der „digital 
humanities“ zur Verarbeitung von Archivbeständen Chancen auf eine Vorreiterrolle. 
Restitutionen, die auf dieser Grundlage möglich werden, sollten mit Nachdruck verfolgt und 
umgesetzt werden. Dabei gilt es aus den jüngsten Erfahrungen zu lernen und – in „Ko-
Kreation“ mit afrikanischen Partnerinnen und Partnern – Prinzipien zu erarbeiten, die auf den 
bundesweit gültigen Leitlinien beruhen, diese aber in der Konkretion weiterentwickeln. 
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Empfehlung 3: Afrikakompetenz stärker in der Bildung verankern 

Der Bildungsbereich ist zentral, um in der Breite aktuelle Kenntnisse über den 
Nachbarkontinent zu vermitteln, einem nach wie vor verbreiteten, verzerrten Afrikabild 
entgegenzutreten und Baden-Württemberg für die Zukunft gut aufzustellen. Die Grundlagen 
für ein künftiges Miteinander legen wir jetzt. Nicht nur die Kolonialvergangenheit, sondern 
auch aktuelle afrikabezogene Inhalte sollten daher deutlich stärker in Bildungspläne, 
Unterrichtsmaterialien und insbesondere in die Lehrerausbildung einfließen. Die aktuellen 
Bildungspläne bieten hierfür bereits zahlreiche Anknüpfungspunkte, doch das Lehrpersonal 
braucht mehr Unterstützung und Anreize, dies systematisch umzusetzen. Das ZSL sollte daher 
bundesweit und international Ressourcen sichten, diese bei Bedarf anpassen und ergänzen, 
Lehrende informieren, sensibilisieren sowie Fortbildungen und Vernetzungsmöglichkeiten 
anbieten. Die Expertise und Erfahrung zivilgesellschaftlicher Akteure sollten dabei ebenso 
eingebunden werden wie die Perspektiven Schwarzer Deutscher sowie organisierter 
migrantischer Gruppen aus Afrika. Ein möglicher Vektor dieser Beschäftigung könnten die 
bestehenden Landespartnerschaften sowie die BNE sein, die genutzt werden können, um ein 
breiter gefasstes Interesse am Nachbarkontinent zu fördern. Um die Hürde für bereits stark 
geforderte Lehrkräfte niedrig zu halten, sollten diese hierbei keinen großen zusätzlichen 
Aufwand haben – eine möglichst „organische“ Einpassung in existierende Bildungspläne ist 
daher eine wichtige Maßgabe.  
Auch Vernetzungen und Austausch zwischen Schulen und Bildungseinrichtungen in Baden-
Württemberg und Afrika bleiben vielversprechend und sollten sowohl durch digitale Formate 
als auch durch Begegnungen und Partnerschaften auf Landesebene weiter unterstützt 
werden. In einem ersten Schritt sind Erfahrungsaustausch und Vernetzung wichtig, um zu 
erfassen, wer bereits aktiv ist und worauf aufgebaut werden kann. Nicht nur in der 
schulischen Bildung, sondern auch in Hochschulen und der Verwaltungsausbildung sollte eine 
stärkere globale Perspektive vermittelt werden. Es ist ratsam, die betreffenden Aktivitäten 
rassismuskritisch zu begleiten – etwa durch Fortbildungen und eine regelmäßige Reflexion 
der Lehrmaterialien –, um unbeabsichtigte Stereotypisierungen zu vermeiden.  
 
 
Entwicklungspolitik/-zusammenarbeit  

Trotz der wirtschaftlichen Dynamik sind Teile Afrikas nach wie vor durch Armut und 
Unsicherheit geprägt. Die VN-Entwicklungsziele 2030 werden sowohl in Afrika als auch global 
überwiegend nicht erreicht werden. Das deutliche Zurückfahren der internationalen 
Entwicklungszusammenarbeit, insbesondere durch die USA, aber auch durch Deutschland 
und andere europäische Akteure, gefährdet massiv die erreichten Fortschritte, insbesondere 
in den sozialen Sektoren und im Bereich der Not- und Flüchtlingshilfe. Dies wird mittelfristig 
nicht nur menschliches Leid vergrößern, sondern sich auch negativ auf andere Politik- und 
Kooperationsbereiche auswirken. Die Afrikanische Union hat mit der Agenda 2063 einen 
eigenen Plan zur sozio-ökonomischen Transformation des Kontinents vorgelegt, zur 
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Umsetzung bedarf es neben afrikanischer Initiativen aber auch internationaler 
Partnerschaften.  

Internationale Zusammenarbeit und Entwicklungspolitik fallen in erster Linie in die 
Zuständigkeit des Bundes und der Europäischen Union. Die Bundesländer sind gemäß dem 
Prinzip der gemeinsamen Verantwortung subsidiär eingebunden. Vor diesem Hintergrund 
besteht ihre vordringliche Aufgabe darin, die universellen Ziele der Agenda 2030 der 
Vereinten Nationen innerhalb ihres eigenen Tätigkeitsbereichs umzusetzen. Gerade bei 
Themen, die starke internationale Wechselwirkungen aufweisen – wie etwa Klimaschutz, 
Handel, Beschaffung oder Migration – steht Baden-Württemberg in der Pflicht, die 
Umsetzung internationaler Verpflichtungen wirkungsvoll zu unterstützen. 

In der internationalen entwicklungspolitischen Kooperation nimmt die Landesregierung vor 
allem eine Mittlerrolle ein, während die eigentlichen Beziehungen zu Afrika maßgeblich von 
subsidiären Akteuren wie Kommunen, Verbänden, Vereinen, Schulen, migrantischen 
Organisationen, Unternehmen und Privatpersonen geprägt werden. Die zentrale Aufgabe des 
Landes besteht darin, dieses vielfältige Engagement wirksam zu unterstützen und geeignete 
Rahmenbedingungen für zivilgesellschaftliches Handeln zu schaffen. Das 
entwicklungspolitische Engagement der Zivilgesellschaft ist dabei nicht nur im Hinblick auf 
projektbezogene Wirkungen in Afrika relevant. Internationale Partnerschaftsinitiativen von 
Kommunen, Schulen und Vereinen leisten darüber hinaus vielfältige Beiträge zur Stärkung der 
Zivilgesellschaft, des gesellschaftlichen Zusammenhalts, der Integration von Migrantinnen 
und Migranten sowie des globalen Lernens vor Ort in Baden-Württemberg. Sie tragen damit 
auch zur Zukunftsfähigkeit der baden-württembergischen Gesellschaft bei. 

Neben strukturellen Maßnahmen kann das Land durch die Bereitstellung finanzieller Mittel 
punktuell auch Einzelprojekte direkt unterstützen – etwa um innovative Ideen zu fördern oder 
durch Ko-Finanzierung Hebeleffekte bei größeren Geldgebern wie EU, Bund oder Stiftungen 
zu erzielen. Aufgrund der begrenzten Mittel und der oft fehlenden Nachhaltigkeit von 
Projektförderungen (bedingt durch zeitliche Begrenzungen und den geringen Umfang der 
Förderungen) ist eine direkte Projektförderung im Ausland jedoch nicht das primäre 
Handlungsfeld der Landespolitik. Die Landespartnerschaft mit Burundi, die zu einem großen 
Teil auf Maßnahmen der Entwicklungszusammenarbeit fokussiert, bildet hier eine Ausnahme. 
Diese Partnerschaft ist langfristig angelegt und wird durch eine wachsende Zahl von 
Netzwerken und Einzelakteuren in unterschiedlichen Handlungsfeldern gestützt. 

Empfehlung 1: Fokus auf die Umsetzung der Agenda 2030 in Baden-Württemberg  

Entwicklungspolitik im Sinne der Agenda 2030 weist vielfältige Wechselbeziehungen 
zwischen lokalen und internationalen Handlungszusammenhängen auf. Fragen der 
Nachhaltigkeit in Baden-Württemberg sind eng mit Entwicklungen auf dem afrikanischen 
Kontinent verbunden. Als Querschnittsaufgabe sollte die Agenda 2030 als Maßstab 
staatlichen und privaten Handelns dienen und gefördert werden. Faire Beschaffung und 
nachhaltiger Konsum stellen strukturelle Veränderungen dar, die langfristig zum Erreichen 
ihrer Ziele beitragen. Mit Projekten wie der Messe Fair Handeln, dem Burundi-Kaffee oder 
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der Förderung von BNE leistet das Land wichtige Beiträge zur Zukunftsfähigkeit, die 
weitergeführt und ausgebaut werden sollten. 

Empfehlung 2: Strukturen langfristig sichern  

Das entwicklungspolitische Engagement zivilgesellschaftlicher Akteure braucht verlässlicher 
Rahmenbedingungen. Beratungs- und Vernetzungsangebote, wie sie durch das Eine Welt 
Promotor*innenprogramm oder die SEZ bereitgestellt werden, müssen langfristig erhalten 
werden. Sie bilden das Gerüst für vielfältige lokale Initiativen. Auch wenn die 
entwicklungspolitischen Programme nicht exklusiv auf Afrika ausgerichtet sind, spielt der 
afrikanische Kontinent hier eine große Rolle.  

Empfehlung 3: Partnerschaften nachhaltig gestalten 

Etablierte Partnerschaften, wie etwa die zu Burundi, bieten vielfältige 
Anknüpfungsmöglichkeiten für bestehende und neue Akteure in Baden-Württemberg und im 
Partnerland. Um die Nachhaltigkeit trotz schwieriger politischer Umstände zu gewährleisten, 
sind strukturelle Unterstützung und ein langer Atem notwendig. Die Partnerschaft kann dabei 
weit über entwicklungspolitische Zielsetzungen hinaus gedacht werden. Aspekte des globalen 
Lernens, der wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Kooperation oder der Migration können 
ebenfalls eine Rolle spielen. Entwicklungszusammenarbeit kann ein Einstieg, nicht jedoch das 
alleinige Ziel der Partnerschaft sein. 

 

Diaspora und Fachkräfte 

In Baden-Württemberg leben derzeit rund 100.000 Menschen mit afrikanischer 
Staatsangehörigkeit. Ihr Anteil an allen Ausländern beträgt rund vier Prozent, wobei die 
größte Gruppe aus Nigeria stammt. Über die Hälfte dieser Menschen ist erst seit 2014 
zugewandert. Hinzu kommen Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit und 
Migrationshintergrund, die zur Vielfalt der Menschen afrikanischer Herkunft im Land 
beitragen. 

Diesen Gruppen ist häufig gemeinsam, dass sie über Fachwissen, praktische Erfahrungen und 
transnationale Netzwerke verfügen, die als Brücken zwischen Baden-Württemberg und Afrika 
dienen können. Ihre Potenziale kommen jedoch bislang nur unzureichend zur Geltung, da sie 
– wenn überhaupt – ähnlich wie die Afrikapolitik des Landes vorwiegend im 
entwicklungspolitischen Kontext verortet werden. Die Landesregierung hat in den letzten 
Jahren begonnen, die Expertise von Menschen mit Migrationserfahrung stärker zu würdigen 
und ihr Engagement gezielt zu fördern, etwa durch die politische und finanzielle 
Unterstützung des Migrantischen Entwicklungspolitischen Netzwerks (MEP) oder des 
Interkulturellen Promotor*innen-Programms (IKPP), das Teilhabe stärkt und Integrations- mit 
Entwicklungspolitik verknüpft. Menschen mit internationaler Erfahrung sind jedoch nicht nur 
für Entwicklungspolitik wertvoll, sondern ebenso für wirtschaftliche, wissenschaftliche und 
kulturelle Zusammenarbeit. Daher ist es wichtig, ihre Expertise künftig konsequent in allen 
Bereichen einer kohärenten Afrikapolitik einzubeziehen. 
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Zu diesem Zweck bedarf es nicht zuletzt institutioneller Ansprechpartner innerhalb der 
afrodiasporischen Akteurslandschaft, die sich nicht primär an entwicklungspolitischen Fragen 
orientieren. Ein Beispiel ist der 2023 gegründete Panafrikanische Rat Baden-Württemberg 
e. V., der als zentrale Stimme der afrodiasporischen Gemeinschaft den Austausch mit der 
Politik stärken und die Interessen afrodiasporischer Organisationen in politischen Prozessen 
vertreten soll. Damit trägt er dazu bei, bestehende „Afrika-Expertise“ stärker einzubinden und 
afrodiasporische Perspektiven bei der konzeptionellen Mitgestaltung relevanter Maßnahmen 
zu berücksichtigen. Bislang ist der Rat jedoch kaum sichtbar; eine stärkere öffentliche Präsenz 
und besser zugängliche Informationen könnten Politik, Wirtschaft und Wissenschaft helfen, 
das Potenzial der afrodiasporischen Community als Brückenbauer gezielter zu nutzen. 
Herausfordernd bleibt zudem, dass die Interessen afrodiasporischer Communities häufig in 
übergeordneten Strukturen (z. B. im Landesverband (post-)migrantischer Organisationen) 
gebündelt sind, wobei Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten nicht immer klar abgrenzbar 
sind, was eine gezielte Einbeziehung erschwert. 

Neben der stärkeren Teilhabe von Menschen afrikanischer Herkunft sollte Baden-
Württemberg auch die Fachkräftepolitik konsequent in einer vorausschauenden Afrikapolitik 
berücksichtigen, um die zunehmende Nachfrage nach qualifizierten Erwerbstätigen zu 
adressieren. Im Jahresdurchschnitt 2024/2025 fehlten im Land rund 54.000 Fachkräfte, und 
bei etwa 38 Prozent aller offenen Stellen standen keine entsprechend qualifizierten 
Arbeitslosen zur Verfügung. Besonders hoch ist der Bedarf in Gesundheits- und Sozialwesen, 
technischen und industriellen Berufen sowie im Handel und in dienstleistungsorientierten 
Tätigkeiten. Bisher liegt der internationale Schwerpunkt der Landespolitik in diesem Gebiet 
vor allem auf Indien, doch immer mehr Unternehmen erkennen in afrikanischen Talenten 
„eine wichtige Chance, ihre Belegschaften zu diversifizieren, Marktkenntnisse im 
afrikanischen Kontext zu vertiefen und die Wettbewerbsfähigkeit ihrer Standorte zu sichern“, 
wie es der Afrika-Verein der deutschen Wirtschaft (AV) anlässlich einer Mitgliederumfrage im 
Dezember 2025 formulierte. Eine gezielte Migrationskooperation kann zudem eine Triple-
Win-Situation schaffen: faire Beschäftigungschancen für Fachkräfte, Gewinn dringend 
benötigten Personals für Baden-Württemberg und positive Effekte für Herkunftsländer durch 
Rücküberweisungen, zirkuläre Migration sowie Wissenstransfer. Transparente und rechtlich 
gesicherte Migrationswege können zudem überwiegend wirtschaftlich bedingte irreguläre 
Migration verringern und gleichzeitig – wo sinnvoll – Fachkräfte- und Ausbildungswege gezielt 
mit Rückkehr- oder Rückübernahmeabkommen verknüpfen. 

Um eine zukünftige afrikabezogene Fachkräftepolitik am bisherigen Engagement des Landes 
auszurichten, könnte zudem geprüft werden, ob die Absolventen des Deutschzentrums an 
der Universität Burundi als potenzielle Zielgruppe für die Fachkräftegewinnung in Baden-
Württemberg verstärkt in Frage kommen. Seit 2017 hat sich dort eine Gemeinschaft von über 
1.200 Deutschlernenden entwickelt, von denen viele bislang kaum Perspektiven für 
Ausbildung oder qualifizierte Beschäftigung haben. Erste Initiativen wie die Anwerbung von 
Krankenhauspersonal durch das Klinikum Stockach zeigen jedoch grundsätzliches Potenzial. 
Eine systematische Einbindung in qualitätsgesicherte Fachkräftepfade könnte sowohl Baden-
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Württemberg als auch den Deutschlernenden neue Perspektiven eröffnen. Zusätzlich dazu 
sieht auch die neue Rahmenstrategie des Landes eine aktivere Rolle der Auslandsbüros 
Baden-Württembergs bei der Fachkräftegewinnung vor, sodass insbesondere die 
Repräsentanzen im östlichen und südlichen Afrika künftig eine zentrale Funktion in der 
afrikabezogenen Fachkräftepolitik übernehmen könnten. 

Auf Basis der Entwicklungen und der Befragung relevanter Akteure im Land lassen sich 
folgende Empfehlungen ableiten: 

Empfehlung 1: Teilhabe der Diaspora in allen Bereichen der Afrikapolitik stärken 

Die Landesregierung sollte die strukturelle Einbindung von Menschen afrikanischer Herkunft 
und afrodiasporischen Organisationen als Querschnittsaufgabe einer kohärenten Afrikapolitik 
verankern. Ziel sollte sein, vorhandene fachliche Expertise, Erfahrungen und Netzwerke 
besser nutzbar zu machen sowie Informations- und Zugangshürden abzubauen. Dies 
erfordert eine gezielte Kommunikations-, Netzwerk- und Einbeziehungsarbeit, einschließlich 
der systematischen Beteiligung an relevanten Fachveranstaltungen, Programmen und 
Initiativen sowie der Bereitstellung zielgruppengerechter Informationen zu 
Beteiligungsmöglichkeiten. 

Empfehlung 2: Fachkräftepolitik in der Afrikapolitik Baden-Württembergs verankern 

Baden-Württemberg sollte Fachkräftepolitik systematisch in seine Afrikapolitik integrieren 
und dabei an die 2024 beschlossene Dreigliederung der Fachkräfteinitiative FachkräfteLÄND 
anknüpfen: 

Ein Schwerpunkt sollte auf der gezielten Förderung qualifizierter Bildungs- und 
Ausbildungsmigration liegen. Afrikanische Studierende stellen derzeit rund ein Zehntel aller 
internationalen Studierenden in Deutschland und bieten damit ein erhebliches Potenzial zur 
Gewinnung hochqualifizierter Fachkräfte. Förderangebote für den Zugang zu Studium und 
Weiterbildung, Bildungspartnerschaften im Hochschul- und Berufsbildungsbereich, 
begleitende Sprach- und Qualifizierungsmaßnahmen sowie Mentoring- und 
Übergangsprogramme sollten eng auf eine frühzeitige und nachhaltige 
Arbeitsmarktintegration abgestimmt und durch umfassende Informations- und 
Beratungsangebote ergänzt werden. 

Zugleich sollten die vorhandenen Potenziale der Migrationsgesellschaft im Land besser 
genutzt werden, insbesondere durch berufsbezogene Sprach- und Qualifizierungsangebote, 
Mentoring-Programme, Netzwerkinitiativen und verbesserte Anerkennungsverfahren, die 
den Einstieg in den Arbeitsmarkt erleichtern. Dabei kommt insbesondere einer höheren 
Erwerbsbeteiligung von Frauen mit Migrationshintergrund sowie gezielten 
Unterstützungsangeboten für fachlich qualifizierte Migrantinnen und Migranten große 
Bedeutung zu. Erfolgreiche Initiativen wie der Arbeitskreis „Ausbildung und Migration“ der 
IHK Region Stuttgart oder das vom Wirtschaftsministerium geförderte Mentorinnen-



34 | Afrika im Blick 2025 
 

Programm für Migrantinnen sind vielversprechende Ansätze, die auch systematisch in der 
Afrikapolitik verankert werden sollten. 

Schließlich sollten bilaterale Ausbildungs- und Fachkräfteabkommen mit ausgewählten 
afrikanischen Partnerländern geprüft, Informations- und Beratungsangebote zu Karriere- 
chancen, Visa, Qualifikationsanerkennung und Integration gebündelt und zielgerichtet 
aufbereitet sowie Rekrutierungsreisen, virtuelle Messen und bestehende Anwerbe- 
programme auf Afrika ausgeweitet werden. 

Empfehlung 3: Sensibilisierung und Abbau von Diskriminierungen als Baustein einer 
kohärenten Afrikapolitik mitdenken 

Studien zur Teilhabe und Zugehörigkeit in der Einwanderungsgesellschaft zeigen, dass 
Schwarze, afrikanische und afrodiasporische Menschen deutlich häufiger von Rassismus und 
Diskriminierung betroffen sind als andere (post-)migrantische Gruppen in Deutschland. Eine 
kohärente Afrikapolitik, die auch innenpolitische Rahmenbedingungen berücksichtigt, sollte 
diesen Befunden aktiv begegnen. Dazu gehören zielgerichtete Aufklärungs- und 
Sensibilisierungskampagnen gegen antischwarzen Rassismus und negative Stereotype, die 
Stärkung rassismuskritischer Bildungsarbeit in Schulen, Kitas und Weiter- 
bildungseinrichtungen sowie insbesondere die Förderung von Begegnungs- und 
Dialogformaten, die Austausch ermöglichen und die Vielfalt afrikanischer Perspektiven 
sichtbarer machen. Solche Maßnahmen können zu einem inklusiveren gesellschaftlichen 
Klima beitragen, die innen- und außenpolitische Glaubwürdigkeit der Afrikapolitik stärken 
und zugleich die Attraktivität Baden-Württembergs für afrikanische Fachkräfte und 
Studierende erhöhen. 
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